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I.
Förderrichtlinien
1.
Förderungszweck, Rechtsgrundlage

1.1
Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) gewährt nach Maßga​be dieser Richtlinien auf der Basis der §§ 23 und 44 der Bun​des​haushaltsordnung (BHO) und der hierzu ergangenen Verwaltungs​vor​schrif​ten (VV) Zuwendungen für Projekte privater deut​scher Träger in Part​ner​län​dern der Entwicklungszusammenarbeit, an denen die Bundesregie​rung ein entwick​lungspoliti​sches In​ter​esse hat. 

1.2
Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewährung von Fördermitteln besteht nicht.

1.3
Über die Bewilligung von Fördermitteln wird aufgrund pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel entschieden.

2.
Gegenstand der Förderung


Gefördert werden - im Einklang mit den entwicklungspolitischen Grundlinien der Bun​desregierung und den internationalen Menschenrechtskonventionen - Projekte und Programme,
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die die wirtschaftliche, soziale oder ökologische Situation armer Be​völke​rungs​grup​pen in den Partnerländern unmittelbar und nachhaltig verbessern, die Selbsthilfean​stren​gungen dieser Gruppen wirkungsvoll unterstüt​zen und diese an der Planung und Durchführung partnerschaft​lich beteiligen
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oder die zur Beachtung der Menschenrechte in den Partnerländern bei​tra​gen.

3.
Zuwendungsempfänger 

3.1
Zuwendungsempfänger können nur juristische Personen des privaten Rechts (private Träger) mit Sitz und Geschäftsbetrieb in der Bundesrepublik Deutschland sein, deren Gemein​nützigkeit oder Mildtätigkeit steuerrechtlich anerkannt ist. Die Zusammenarbeit mit Ein-Perso​nen-Gesellschaften ist ausgeschlossen.


3.2
Private Träger, die unter Aufsicht und Kontrolle internationaler privater Dachorgani​sa​tionen stehen, und private Träger, in denen öffentlich-rechtliche Körperschaften oder privatwirtschaftliche Unternehmen Mitglied sind, werden grundsätzlich nicht gefördert. Wenn private Träger Teil einer Vereinigung mit regionalen Untergliede​rungen sind, er​folgt die Zusammenarbeit nur mit dem Gesamtverband.

3.3
Der private Träger muss fachlich, personell und organisatorisch in der Lage sein, Pro​jekte qualifiziert zu planen, durchzuführen, zu kontrollieren und abzurech​nen. Die Tä​tigkeit des privaten Trägers muss in Form von jährlichen, der Öffentlich​keit zugänglichen Ge​schäfts- und Finanzberichten dokumentiert werden.

3.4
Der private Träger muss mit klar identifizierbaren und in der Durchführung von Pro​jek​ten erfahrenen Projektträgern im Partnerland zusammenarbeiten, die nicht ge​winn​ori​en​tiert ausgerichtet sind. Mitglieder des privaten Trägers dürfen nicht gleich​zei​tig in leitender Funktion beim Projektträger im Partnerland tätig sein.

3.5
Die Verwaltungskosten des privaten Trägers müssen in einem angemesse​nen Ver​hältnis zu den Einnahmen stehen. Als Nachweis hierfür kann das Spen​den​siegel des Deutschen Zentralinstituts für soziale Fragen (DZI) dienen. Andern​falls müssen we​nigstens 80 % der jährlichen Einnahmen des privaten Trägers, die zur Ver​wen​dung in den Partnerländern bestimmt sind, nachweislich zur Verbesse​rung der Si​tuation be​nachteiligter Bevölkerungsgruppen ausgegeben wer​den.

3.6
Öffentlichkeitsarbeit und Spendenwerbung des privaten Trägers müssen über des​sen Projekte sowie über die Situation der Bevölkerung in den Partnerlän​dern sach​bezo​gen informieren. Private Träger, die Spenden durch unlau​tere oder irre​füh​rende An​gaben werben, werden nicht gefördert.

3.7
Ein privater Träger kann nur gefördert werden, wenn er die o.g. Kriterien erfüllt und vor einer Förderung grundsätzlich mindestens 3 Jahre lang selb​ständig und konti​nu​ierlich Projekte in Partner​ländern der Entwicklungszusammenarbeit gemeinsam mit dortigen Projektträ​gern durch​geführt hat.

3.8
Der Zuwendungsempfänger kann Mittel aus der Zuwendung an geeignete Projekt​trä​ger für Projekte in den Partnerländern weiterleiten, soweit der Zuwendungsbe​scheid dies vorsieht. Die Weiterleitung erfolgt in Form eines privatrechtlichen Ver​trags (vgl. Nr. 9 der BNBest-P/Private Träger).



Entsprechende Muster stellt die Beratungsstelle (siehe Nr. 7.1 FR) zur Verfügung. Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, evtl. entstehende vertragliche Rückerstattungsansprüche ge​gen​über dem Projektträger geltend zu machen und eingehende Beträge umge​hend dem Zuwendungsgeber zurückzuerstatten.

4.
Zuwendungsvoraussetzungen 

4.1
Gefördert werden nur Projekte, deren klar definierte Ziele innerhalb des vorgesehe​nen Mittelrahmens nach einer Laufzeit von höch​stens 4 Jah​ren erreicht werden kön​nen. In Ausnahmefällen (z.B. bei Erweiterung des Projekt​ziels) sind einmalige, für an​erkannte Träger des Ent​wick​lungsdienstes auch mehrma​lige Verlänge​rungen möglich.

4.2
Investitionen und laufende Ausgaben (einschließlich Personalkosten) der Projekte müssen in einem angemessenen Verhältnis zu​einander ste​hen. Projekte, bei de​nen überwiegend laufende Ausgaben finanziert werden sol​len, werden grundsätz​lich nicht gefördert. 

4.3
Weder der Zuwendungsempfänger noch der Projektträger im Partnerland dürfen die Gesamtdurchführung des Projekts an ein kommerzielles Unternehmen (z.B. Con​sul​tingfirma) übertragen.

5.
Art, Umfang und Höhe der Fördermittel

5.1
Finanzierungsart

5.1.1
Die Fördermittel werden als nicht rückzahlbare Zuschüsse im Wege der Projektför​de​rung (Anteilfinanzierung oder Fehlbedarfsfinanzierung) gewährt.

5.1.2
Wenn ein Zuwendungsempfänger erstmalig gefördert wird, beträgt die Förderung höch​stens 37.500,- € (Kleinprojekte), in allen übrigen Fällen höchstens 500.000,- €. Falls in Ausnahme​fällen Projekte mit einem Betrag von mehr als 500.000,- € geför​dert wer​den sollen, muss eine ausführliche Studie, die von unabhängigen Gut​achtern unter Mitwirkung des ein​heimischen Projektträgers erstellt worden ist, vorge​legt werden (s.a. 5.2.9).


5.1.3
Die Förderung eines Projektes umfasst grundsätzlich höchstens 75 % der förde​rungs​fähigen Gesamtausgaben. Der Zuwendungsempfänger muss mindestens 10 % an eige​nen Mit​teln aufbringen, die restlichen 15 % können aus anderen nicht öffent​lichen Mitteln oder Leistungen aus dem Partnerland bestehen; bei den anerkann​ten Trä​gern des Entwicklungsdienstes kann in Ausnahmefällen von die​ser Regel abge​wi​chen wer​den.

5.1.4
Andere öffentliche Mittel (z. B. der Europäischen Union oder ei​nes Bun​des​lan​des) können nur für klar ab​grenzbare Maßnahmen zu den bean​trag​ten Mitteln zusätzlich eingesetzt werden und sind im Antrag dar​zustellen. Der Fi​nanzierungsplan und die Auftei​lung der Aus​gaben (BMZ: 75 %; Zuwendungs​emp​fänger ggf. mit Partner 25 %) bleiben davon un​berührt, d.h. die anderen Mit​tel kön​nen nicht auf den Eigenanteil ange​rechnet werden.

5.1.5
Soweit Eigenleistungen im Partnerland erbracht werden, müssen diese ohne grö​ße​ren Verwaltungsaufwand bewertbar sein.

5.1.6
In Ausnahmefällen kann auf Antrag des Zuwendungsempfängers zugelassen wer​den, dass Ei​genmittel auf eigenes Risiko vor der Bewilligung des Projekts einge​setzt werden. Vor​aussetzung dafür ist stets, dass ein Projektantrag entsprechend dem Antrags​schema (Anlage 1.2) oder dem Antragsformular für Kleinprojekte (Anlage 2.2) vor​liegt.

5.2
Zuwendungsfähige Ausgaben


Folgende Projektausgaben - auch im Rahmen von Finanzierungs- und Kreditsyste​men - kön​nen mitfinanziert werden:

5.2.1
Ausgaben für Grundstückskauf und Baumaßnahmen, die den jeweiligen örtlichen Be​dingungen angemessen sind.

5.2.2
Ausgaben für die Beschaffung und den Transport von Ausrüstung und Material so​wie Tieren. Ausrüstung, Material und Tiere müssen im Hinblick auf Qualität, Preis, Ver​füg​barkeit und Wartung bzw. Pflege den lokalen Bedürfnissen angepasst sein und nach Möglichkeit auf den lokalen Märkten beschafft werden. Werden In​vestiti​onsgüter (z.B. Produktionsmittel, Gebäude) zur privaten Nutzung oder zur Einkom​menserzie​lung an die Zielgruppe weitergegeben, erfolgt dies grundsätzlich auf Kreditbasis oder mit einer angemessenen Eigenbeteiligung bzw. Gegen​leistung der Begünstigten.

5.2.3
Ausgaben für einheimisches Personal (einschließlich kurzfristiger Fortbildungsmaß​nahmen), das unmittelbar an der Durchführung des Projektes beteiligt ist. Die Per​so​nalausga​ben müssen ortsangemessen sein und in ei​nem angemessenen Ver​hältnis zu den gesam​ten Ausgaben des Projektes stehen. Sie sollen grundsätzlich in abneh​men​den Raten veranschlagt werden, um sicherzu​stellen, dass das Pro​jekt auch nach Ende der Projekt​laufzeit lebensfähig ist.

5.2.4
Ausgaben für vom Zuwendungsempfänger entsandtes Personal, das unmittelbar an der Pro​jektdurchführung beteiligt ist, nur in besonders begründeten Ausnahme​fäl​len. Der Zuwendungsempfänger weist vorab nach, dass die Fachkräfte die für die vorge​sehene Tätigkeit er​forderliche persönliche und fachliche Fähigkeit besit​zen und ent​spre​chend vorbereitet sind. Die Gehälter müssen sich am Einkommen der DED-Ent​wicklungshel​fer orientie​ren. Dies gilt auch für ausländisches ortsan​sässi​ges Perso​nal. Bei aner​kannten Ent​wicklungsdiensten werden Personalne​benkosten sowie weitere Leistun​gen entspre​chend dem Entwicklungshelfer-Ge​setz übernom​men.

5.2.5
Betriebsausgaben für das Projekt. Sie sollen grundsätzlich nur in abnehmenden Ra​ten ver​an​schlagt werden, um sicherzustellen, dass das Projekt auch nach En​de der Förde​rung lebensfähig ist.

5.2.6
Ausgaben für projektübergreifende Seminare im Partnerland in Ausnahmefällen und nur dann, wenn diese in unmittelbarem thematischen Zusammenhang mit ei​nem lau​fenden, im Rahmen dieser Richtlinien geförderten Projekt des Zuwen​dungsemp​fängers in die​sem Land stehen.

5.2.7
Ausgaben für Projektbetreuungsreisen bei mehrjährigen Projekten für jährlich eine Reise, bei einjährigen Projekten nur in begründeten Ausnahmefällen. Es können Ta​ge- und Übernachtungsgel​der nach dem Bundesreisekostenge​setz (BRKG) in Verbin​dung mit der Auslands-Reiseko​stenverordnung (ARV), Kosten für die Economy- bzw. Touri​sten​klas​se bei Flügen und zweite Klasse bei Bahnfahrten sowie Aus​ga​ben für Impfungen, Me​dikamente und Vi​sa geltend gemacht werden.

5.2.8
Ausgaben für die Evaluierung von Projekten. Die Notwendigkeit der Evaluierung muss im Projektantrag ausführlich dargelegt werden. Bei mehrjährigen komplexen Projekten oder Projekten mit Pilotcharakter kann eine Evaluierung durch unab​hän​gige Gutach​ter mitfinanziert werden. Die Ausgaben dafür dürfen 15.000,- € nicht
übersteigen. Der Zuwendungsempfänger legt vorher genaue Angaben zum Evalu​ie​rungspro​gramm (Gutachter, Arbeitsplan gemäß Gliederungsschema in Anla​ge 8, Dauer der Evaluie​rung) und nachher den fertigen Evaluierungsbericht zu​sammen mit einer Stel​lung​nahme vor.

5.2.9
Ausgaben für Studien durch unabhängige Gutachter, die dem Zuwendungsemp​fän​ger im Jahr der Antragstellung zur Vorbereitung des Projekts entstanden sind, nach detail​lier​ter Aufschlüsselung und bis höchstens 15.000,- €. Diese sind in den Fi​nanzie​rungsplan mit aufzunehmen und können nur dann angerechnet wer​den, wenn das Projekt  bewil​ligt wird und die Ausgaben für die Studie in einem vertret​ba​ren Ver​hält​nis zu den Ge​samtkosten des Projekts stehen.

5.2.10
Neben den vorgenannten Projektausgaben können Aufwendungen in Höhe von bis zu 3,5 % für inflationsbedingte Kostensteigerungen und unabweisbare Mehrauf​wendungen (Reserveposition) sowie pauschal bis zu 4 % für Verwaltungskosten (Berechnungsgrundlage: Projektausgaben einschließlich Reserveposition) bezu​schusst werden.

6.
Sonstige Bestimmungen

6.1
Die Abwicklung der Förderung richtet sich nach den Besonderen Nebenbestim​mun​gen  für die Förderung entwicklungswichtiger Vorhaben privater deutscher Träger (BNBest-P/Private Träger). In diesen Neben​bestimmungen sind insbeson​dere die An​forderung der Zuwendung, der Nach​weis über die Verwen​dung, die Prüfung des Nachweises sowie die Vereinbarungen für die Wei​terleitung an die Projektträger im Partnerland ge​regelt.

6.2
Die Förderung von Baumaßnahmen erfolgt nach der "Verfahrensregelung für die Durchführung von Baumaßnahmen der politi​schen Stiftungen und anderer Träger im Rahmen der baufachlichen Ergänzungsbe​stimmungen zu den VV zu den §§ 44, 44a BHO (ZBau/Stiftungen)". Bei Baumaßnahmen über 375.000,- € er​folgt eine baufachliche Prüfung durch das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen (BMVBW).

6.3
Die Förderung von Transporten für entwicklungswichtige Sachspenden erfolgt nach den jeweils geltenden "Hinweisen und Erläute​rungen für Zuschüsse zu den Kosten für Transporte von Sachspenden in Partnerländer der entwicklungspolitischen Zusammenarbeit" (Anlage 9).

7.
Verfahren

7.1
Antragsverfahren

Anträge auf Förderung sind stets schriftlich nach dem als Anlage 1.2 beigefügten Schema bzw. dem als Anlage 2.2 beigefügten Formular über die
Beratungsstelle für private Träger 

in der Entwicklungszusammenarbeit

- bengo -

Postfach 20 02 65

53132 Bonn

zu stellen. Die Bera​tungsstelle prüft den antragstellenden Träger und den Antrag un​ter formalen Ge​sichtspunkten. Sie gibt die Anträge mit einem Votum an das BMZ weiter.

7.2
Bewilligung


Die Entscheidung über die Gewährung von Fördermitteln liegt federführend im Zu​ständigkeitsbereich des BMZ. Andere Ressorts wer​den nach Maß​gabe gesetzli​cher Be​stimmungen, der Gemeinsamen Ge​schäftsord​nung der Bun​desministe​rien sowie der besonderen Vereinbarung mit dem Bundes​ministerium der Finan​zen betei​ligt.


Das Auswärtige Amt prüft die Anträge unter außenpolitischen Gesichtspunkten und teilt seine Stellungnahme als Grundlage für die abschließende Entschei​dung mit.

8.
Zu beachtende Vorschriften


Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwen​dung sowie für den Nach​weis und die Prüfung der Verwendung und die ggf. erforderliche Aufhebung des Zu​wendungsbescheides einschließlich der Rückforderung der gewährten Zu​wendung gelten die in Nr. 1.1 genannten Rechtsvorschriften in Verbindung mit den §§ 48 bis 49a des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG), soweit nicht in diesen Förderrichtlinien Abweichun​gen zugelas​sen worden sind.

9.
Inkrafttreten


Die Richtlinien treten am 01. Januar 1998 in Kraft.

II.
Besondere Nebenbestimmungen für Zuwendungen des Bundes​mini​steriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung für die Förderung entwicklungswichtiger Vorhaben privater deut​scher Trä​ger (BNBest-P/Private Träger)

Die BNBest-P/Private Träger enthalten Nebenbestimmungen i. S. des § 36 des Ver​wal​tungsverfahrensgesetzes sowie notwendige Erläuterungen. Die Nebenbestim​mungen sind Bestandteil des Zuwendungsbescheides, soweit dort nicht ausdrück​lich etwas anderes be​stimmt ist.

1.
Anforderung und Verwendung der Zuwendung

1.1.
Die Zuwendung ist wirtschaftlich und sparsam zu verwenden. Ein Änderungsantrag ist erforderlich, sofern eine inhaltliche, räumliche oder zeitliche Ände​rung so wesent​lich ist, dass das Projekt in seiner Grundstruktur oder Zielsetzung verändert würde. Er ist ebenfalls erforderlich, wenn zur Erfüllung des Zuwendungszwecks eine Aufstockung des Zuwendungsbetrages notwendig wird. Der Antrag ist entsprechend dem An​trags​schema in Anlage 1.2 zu stellen.

1.2
Alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Einnahmen (insbesondere Zu​wendungen, Lei​stungen Dritter) und der Eigenanteil des Zuwendungsempfängers sowie even​tuel​le bare und unbare Leistungen aus dem Partnerland sind als Deckungsmittel für alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Ausga​ben einzusetzen. Im Finan​zierungs​plan ausgewiesene, aber nicht erbrachte Lei​stun​gen aus dem Partner​land müs​sen grundsätzlich vom Zuwendungsempfänger über​nommen werden. Der Finanzie​rungs​plan ist hinsichtlich des Gesamtergebnis​ses verbindlich. Die Einzelan​sätze dürfen um bis zu 50 % überschritten wer​den, soweit die Überschrei​tung durch entspre​chende Einspa​rungen bei anderen Einzel​ansätzen ausgeglichen werden kann. Sollen Einzel​ansätze um mehr als 50 % zu Lasten ande​rer Ausgaben​positionen auf​gestockt wer​den, ist vorab die Zu​stimmung des BMZ ein​zuholen.

1.3
Dürfen aus der Zuwendung auch Personalausgaben oder sächliche Verwaltungs​aus​gaben geleistet werden und werden die Gesamtausgaben des Zuwendungs​empfän​gers überwie​gend aus Zuwendungen der öffentlichen Hand bestritten, darf der Zu​wen​dungsempfänger seine Beschäftigten nicht besserstellen als vergleich​bare Bun​desbe​dienstete. Höhere Ver​gütungen als nach dem BAT oder MTB sowie sonstige über- und außertarifliche Leistun​gen dürfen nicht gewährt werden.

1.4
Die Zuwendung für Zahlungen im Partnerland darf nur insoweit und nicht eher an​ge​fordert werden, als sie in​nerhalb von vier Monaten einschließlich des Zahlungs​we​ges, in begründeten Ausnahmefällen innerhalb von 6 Monaten, nach der Auszah​lung für fäl​lige Zahlungen benötigt wird. Für Ausgaben im Inland darf die Zuwen​dung nicht eher abge​rufen werden, als sie für fällige Zahlungen benötigt wird. Die Mittel sind ent​spre​chend dem Schema in Anlage 3 anzufor​dern. Auf die Zinsrege​lung bei verfrüh​tem Mittelabruf bzw. bei nicht verausgab​ten Mitteln (siehe Nr. 8.5 bzw. Nr. 8.4 BNBest-P/Private Träger) wird hingewiesen. Die Anforde​rung jedes Teilbetrages muss die zur Beurteilung des Mittelbedarfs erforderlichen Angaben ent​halten. Im üb​rigen darf die Zuwendung wie folgt in Anspruch genommen werden:

1.4.1
Bei Anteilfinanzierung jeweils anteilig mit etwaigen Zuwendungen ande​rer Zuwen​dungsgeber und den vorgesehenen eigenen und sonstigen Mitteln des Zuwen​dungs​empfängers,

1.4.2
bei Fehlbedarfsfinanzierung, wenn die vorgesehenen eigenen und sonstigen Mittel des Zuwendungsempfängers verbraucht sind. Wird ein zu deckender Fehlbetrag anteilig durch mehrere Zuwendungsgeber finanziert, so darf die Zuwendung jeweils nur anteilig mit Zuwendungen der anderen Zuwendungsgeber angefordert werden.

1.5
Zahlungen vor Empfang der Gegenleistung dürfen nur vereinbart und bewirkt wer​den, soweit dies allgemein üblich oder durch besondere Umstände gerechtfertigt ist.

1.6
Die Bewilligungsbehörde behält sich vor, den Zuwendungsbescheid mit Wirkung für die Zukunft zu widerrufen, wenn sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht zu errei​chen ist.

2.
Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der Finanzierung
2.1
Ermäßigen sich nach der Bewilligung die in dem Finanzierungsplan veranschlagten Gesamtausgaben für den Zuwendungszweck, erhöhen sich die Deckungsmittel oder treten neue Deckungsmittel (z.B. Investitionszulagen) hinzu, so ermäßigt sich die Zu​wendung

2.1.1
bei Anteilfinanzierung anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer Zuwendungsge​ber und den vorgesehenen eigenen und sonstigen Mitteln des Zuwendungs​empfän​gers,

2.1.2
bei Fehlbedarfsfinanzierung um den vollen in Betracht kommenden Betrag.

2.2
Nr. 2.1 gilt nur, wenn sich die Gesamtausgaben oder die Deckungsmittel insgesamt um mehr als 400,- € ändern.

2.3.
Zinsen, die aus der Zuwendung vor deren Einsatz auf laufenden Konten des örtli​chen Trä​gers anfallen, und Einnahmen aus Projektaktivitäten mindern den Zuwen​dungsbetrag oder können mit Zustimmung des BMZ für entwicklungswichtige zu​sätzliche Ausgaben des Projektes im Rahmen des Förderungszwecks verwendet werden; dies ist im Verwendungsnach​weis darzulegen. Nr. 2.2 gilt insoweit nicht.

3.
Vergabe von Aufträgen

3.1
Wenn die Zuwendung oder bei Finanzierung durch mehrere Stellen der Gesamtbe​trag der Zuwendung mehr als 25.000,- € beträgt, sind anzuwenden
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bei der Vergabe von Aufträgen für Bauleistungen der Abschnitt I der Ver​din​gungs​ord​nung für Baulei​stungen (VOB)

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
bei der Vergabe von Aufträgen für Lieferungen und Leistungen der Abschnitt I der Verdingungsordnung für Leistungen - ausgenommen Bauleistungen - (VOL). Frei​hän​dige Vergabe gemäß § 3 Nr. 4 p VOL/A ist zulässig bis zur Hö​he von 7.500,- € oh​ne Mehrwertsteuer pro Einzelauftrag.

3.2
Verpflichtungen des Zuwendungsempfängers, aufgrund des § 57a des Haushalts​grundsätzegesetzes (HGrG) und der Vergabeordnung (VgV) Abschnitt 2 der VOB/A bzw. VOL/A anzuwenden oder andere Vergabebestimmungen einzuhalten, bleiben unberührt.

4.
Zur Erfüllung des Zuwendungszwecks beschaffte Gegenstände 

4.1
Gegenstände, die zur Erfüllung des Zuwendungszwecks erworben oder hergestellt werden, sind für den Zuwendungszweck zu verwenden und sorgfältig zu behandeln.

4.2
Sie dürfen nur mit Einwilligung des Zuwendungsgebers für einen anderen als den Zuwendungszweck verwendet werden. Die Verpflichtung, den Zuwendungsgeber zu beteiligen, gilt

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
bei Grundstücken und Gebäuden mit einem Anschaffungswert von mehr als 50.000,- € - fünfzehn Jahre;
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bei Gegenständen mit einer Nutzungsdauer von mehr als einem Jahr sowie bei Grundstücken und Gebäuden, deren Anschaffungswert 5.000,- € übersteigt - fünf Jahre.

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
bei Gegenständen mit einer Nutzungsdauer von mehr als einem Jahr und mit einem Anschaffungswert von 400,- bis 5.000,- € - zwei Jahre.


Bei Kreditfonds gelten die vorgenannten Fristen analog.

4.3
Wenn der Zuwendungsgeber seine Einwilligung nicht erteilt, ist ein anteiliger Wert​ausgleich in Höhe des Verkehrswertes der Gegenstände zu erheben.

4.4
Bei einer unfreiwilligen Zweckentfremdung innerhalb der unter 4.2. genannten Fristen, z. B. bei einer Enteignung oder sonstigen Besitz- oder Nutzentziehung, ist für den Fall, dass eine Entschädigung gezahlt wird, ein dem Anteil der Zuwendung an der tatsächlichen Finanzierung innerhalb des Finanzierungsplans ent-sprechender Teil der Entschädigung abzuführen.

4.5
Der Zuwendungsempfänger hat die zur Erfüllung des Zuwendungszwecks beschaff​ten Gegenstände, deren Anschaffungs- oder Herstellungswert 400,- € übersteigt, zu in​ven​tarisieren. Soweit aus besonderen Gründen der Bund Eigentümer ist oder wird, sind die Gegenstände in dem Inventar besonders zu kennzeichnen.

4.6
Zur Nutzung in den Partnerländern bestimmte Gegenstände, die ganz oder teil​weise aus der Zuwendung finanziert werden, gehen in das Eigentum derjenigen über, de​nen es nach der Zweckbestimmung des Projekts übertragen werden soll. Über die Über​eignung ist im Verwendungsnachweis zu berichten. Der Zuwendungsemp​fänger regelt die Über​gabe und die damit verbundenen Verpflichtungen entspre​chend Nr. 9 dieser Neben​bestimmungen.

4.7
Beträge, die im Falle einer zweckwidrigen Verwendung dieser Gegenstände erstat​tet werden müssen, sind an das BMZ anteilmäßig entsprechend dessen Zu​schuss​anteil abzuführen. Von einem Wertausgleich kann mit Zustimmung des BMZ in be​gründe​ten Ausnahmefällen ab​gese​hen werden, insbesondere bei einer Verwen​dung für an​dere entwicklungs​wichtige Zwecke.

5.
Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers

5.1
Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, unverzüglich dem BMZ an​zuzeigen, wenn

5.1.1
er nach Vorlage des Finanzierungsplans - auch nach Vorlage des Verwendungs​nach​wei​ses - weitere Zuwendungen für denselben Zweck bei anderen öffentlichen Stellen bean​tragt oder von ihnen erhält oder wenn er - ggf. weitere - Mittel von Drit​ten erhält,

5.1.2
der Verwendungszweck oder sonstige für die Bewilligung der Zuwendung maßgeb​liche Umstände sich ändern oder wegfallen,

5.1.3
sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht oder mit der bewilligten Zuwen​dung nicht zu erreichen ist,

5.1.4
die abgerufenen oder ausgezahlten Beträge nicht innerhalb von vier Monaten nach Aus​zahlung verbraucht werden kön​nen,

5.1.5
zu inventarisierende Gegenstände innerhalb der zeitlichen Bindung nicht mehr ent​spre​chend dem Zuwendungszweck verwendet oder nicht mehr benötigt werden,

5.1.6
ein Insolvenzver​fah​ren gegen ihn beantragt oder eröffnet wird.

5.2.
Der Zuwendungsempfänger legt dem BMZ einmal jährlich, und zwar zum 30.09. je​den Jahres einen Bericht über den Fortschritt des Projekts im laufenden Jahr nach dem Muster in Anlage 4 vor, in dem er auf der Basis der Projektplanung über den Stand der Durch​führung berichtet.

6.
Nachweis der Verwendung

6.1
Die Buchführung des Zuwendungsempfängers über die Einnahmen (Ab​rufe von Bundesmitteln) und Ausgaben (Auszahlungen der Bun​desmittel) ist nach den Grundsätzen eines ord​nungsge​mäßen Rechnungswesens einzurichten. Die Ver​wendung der Zuwendung ist innerhalb von sechs Monaten nach Erfüllung des Zu​wendungszwecks, spätestens je​doch mit Ablauf des sechsten auf den Bewilligungs​zeit​raum folgenden Monats dem BMZ nachzuweisen (Verwendungsnachweis). Ist der Zuwendungs​zweck nicht bis zum Ablauf des Haushaltsjahres erfüllt, ist inner​halb von vier Monaten nach Ablauf des Haushaltsjahres über die in diesem Jahr er​halte​nen Be​träge ein Zwi​schennachweis zu führen.

6.2
Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht und einem zahlenmäßi​gen Nachweis.

6.3
In dem Sachbericht sind die Verwendung der Zuwendung sowie das erzielte Ergeb​nis im einzelnen darzustellen. Auf den Einsatz und die Entwicklung von Kreditfonds ist je​weils im Sachbericht der Zwischennachweise und des Verwendungsnachwei​ses im Rahmen eines Soll-Ist-Vergleichs aus​drücklich einzugehen.

6.4
In dem zahlenmäßigen Nachweis sind die Einnahmen und Ausgaben in zeitlicher Folge und voneinander getrennt entsprechend der Gliederung des Finanzierungs​plans auszuwei​sen. Der Nachweis muss alle mit dem Zuwendungszweck zusam​men​hängen​den Einnahmen (Zuwendungen, Leistungen Dritter, eigene Mittel) und Aus​gaben ent​halten. Aus dem Nachweis müssen Tag, Empfänger/Einzahler sowie Grund und Ein​zelbetrag jeder Zahlung ersichtlich sein. Soweit der Zuwendungs​emp​fänger die Mög​lichkeit zum Vorsteuerabzug nach § 15 des Umsatzsteuergeset​zes hat, dürfen nur die Entgelte (Preise ohne Umsatz​steuer) berücksichtigt werden. Für den Verwendungs​nachweis ist das als Anlage 5 beigefügte Formblatt zu benut​zen.

6.5
Mit dem Verwendungsnachweis sind die Originalbelege (Einnahme- und Ausgabe​be​lege) über die Einzel​zahlungen und die Verträge über die Vergabe von Aufträgen vor​zulegen, sofern im Zuwendungsbescheid keine andere Regelung getroffen wurde. Die Originalbelege sind ent​sprechend der Gliederung im Finanzie​rungsplan zu ordnen und in zeitlicher Reihenfolge aufzulisten.

6.5.1
Statt der Vorlage von Originalbelegen können anerkannte unabhängige Buchprüfer (chartered accountants) bei der Erstellung von Verwendungsnachweisen ein​ge​schal​tet werden. Auf die Auswahl des Buchprüfers ist durch den Zuwendungs​emp​fänger in geeigneter Form Einfluss zu nehmen. Die Qualifikation als anerkannter un​abhängi​ger Buchprüfer ist grundsätzlich durch Bestätigung der deutschen Bot​schaft oder ei​ner anerkannten Einrichtung (z. B. Handelskammer) nachzuwei​sen. Testate von un​abhängigen Buchprüfern müssen dem als An​lage 7 beigefügten Mu​ster ent​spre​chen. Sie dürfen sich nicht auf die rein rechneri​sche Darstellung be​schränken, son​dern müssen die zweckentsprechende Verwen​dung der Mittel insge​samt dar​stel​len. Die Zuwendungsempfänger müssen sicherstellen, dass den unabhängigen Buchprü​fern alle dafür benötig​ten Unterlagen zur Verfügung gestellt werden. Die für die Buchprüfung angefallenen Kosten können aus den Projektmitteln finanziert wer​den.

6.5.2
Wenn ausländische Zahlungsmittel zur Erfüllung des Pro​jektzwecks benötigt wer​den, so müssen diese unter Beach​tung der geltenden Devisenbestimmungen ein​gekauft und Belege über das Wechselgeschäft vorgelegt werden.

6.5.3
Für Einzelausgaben unter 50,- € können nach pflichtgemäßer Prüfung durch den Zuwendungsempfänger Listen erstellt werden, denen keine Belege beigefügt wer​den müssen.

6.6
Sofern ein einfacher Verwendungsnachweis zugelassen ist, besteht dieser aus dem Sach​bericht und einem zahlenmäßigen Nachweis ohne Vorlage von Belegen, in dem Einnah​men und Ausgaben entsprechend der Gliederung des Finanzierungs​plans summarisch zusammenzustellen sind.

6.7
Der Zwischennachweis (Nr. 6.1 Satz 2) ist wie der einfache Verwendungsnachweis zu führen. Für den Zwischennachweis ist das als Anlage 6 beigefügte Formblatt zu ver​wenden.

6.8
Die Belege müssen die im Geschäftsverkehr üblichen Angaben und Anlagen enthal​ten, die Ausgabebelege insbesondere den Zahlungsempfänger, Grund und Tag der Zahlung, den Zahlungsbeweis und bei Gegenständen den Verwendungszweck. Au​ßerdem müssen die Belege ein eindeutiges Zuordnungsmerkmal zu dem Projekt (z.B. Projektnummer) enthal​ten. Im Verwendungsnachweis ist zu bestätigen, dass die Aus​gaben notwendig waren, dass wirtschaftlich und sparsam verfahren worden ist und die Angaben mit den Büchern und gegebenenfalls den Belegen übereinstim​men.

6.9
Der Zuwendungsempfänger hat die in Nr. 6.5 genannten Belege und Verträge so​wie alle sonst mit der Förderung zusammenhängenden Unterlagen (vgl. Nr. 7.1 Satz 1) fünf Jahre nach Vorlage des Verwendungsnachweises aufzubewahren, sofern nicht nach steuerrecht​lichen oder anderen Vorschriften eine längere Aufbewah​rungsfrist bestimmt ist. Zur Auf​bewahrung können auch Bild- oder Datenträger ver​wendet wer​den. Das Aufnahme- und Wiedergabeverfahren muss den Grundsätzen ordnungsmä​ßi​ger Buchführung oder einer in der öffentlichen Verwaltung allgemein zugelassenen Regelung entsprechen.

6.10
Darf der Zuwendungsempfänger zur Erfüllung des Zuwendungszwecks Mittel an Dritte weiterleiten, sind die von den empfangenden Stellen ihm gegenüber zu er​brin​genden Verwendungs- und Zwischennachweise dem Verwen​dungs- oder Zwi​schennachweis beizufügen.

7.
Prüfung der Verwendung

7.1
Das BMZ ist berechtigt, Bücher, Belege und son​stige Geschäftsunterlagen anzufor​dern sowie die Ver​wendung der Zuwen​dung durch örtliche Erhebungen zu prüfen oder durch Beauf​tragte prüfen zu lassen. Der Zuwen​dungsempfän​ger hat die erfor​derlichen Unterlagen bereitzu​halten und die notwen​digen Aus​künfte zu ertei​len. In den Fällen der Nr. 3.8 der Förderrichtlinien sind diese Rechte der Bewilligungsbe​hörde auch dem Dritten gegen​über auszubedin​gen.

7.2
Unterhält der Zuwendungsempfänger eine eigene Prü​fungseinrichtung, ist von die​ser der Verwendungs​nach​weis vorher zu prüfen und die Prüfung unter Angabe ih​res Er​geb​nisses zu bescheini​gen.

7.3
Der Bundesrechnungshof ist berechtigt, bei den Zuwen​dungsempfängern zu prüfen (§ 91 BHO).

8.
Erstattung der Zuwendung, Verzinsung
8.1
Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Zu​wendungs​bescheid nach Verwal​tungs​ver​fahrensrecht (insbesondere §§ 48, 49, 49a VwVfG) oder anderen Rechts​vor​schrif​ten mit Wirkung für die Vergangen​heit zurückgenommen oder widerrufen oder sonst unwirksam wird.

8.2
Nr. 8.1 gilt insbesondere, wenn

8.2.1
die Zuwendung durch unrichtige oder unvollständige Angaben erwirkt worden ist,

8.2.2
die Zuwendung nicht oder nicht mehr für den vorge​sehe​nen Zweck verwendet wird,

8.2.3
eine auflösende Bedingung eingetreten ist (z.B. nach​trägli​che Ermä​ßigung der Aus​ga​ben oder Änderung der Finan​zierung nach Nr. 2).

8.3
Ein Widerruf mit Wirkung für die Vergangenheit kann auch in Be​tracht kommen, so​weit der Zuwendungsemp​fänger

8.3.1
die Zuwendung nicht alsbald nach Auszahlung zur Erfüllung des Zuwendungs​zwecks ver​wendet oder

8.3.2
Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer gesetzten Frist erfüllt, ins​besondere den vor​ge​schriebenen Verwen​dungs​nachweis nicht recht​zeitig vorlegt sowie Mittei​lungs​pflich​ten (Nr. 5) nicht recht​zeitig nachkommt.

8.4
Der Erstattungsanspruch ist nach Maßgabe des § 49a VwVfG mit 5 v. H. jährlich über dem jeweiligen Basiszinssatz gemäß § 247 BGB zu verzinsen.

8.5
Werden Zuwendungen nicht alsbald nach der Auszah​lung zur Erfül​lung des Zu​wen​dungszwecks verwendet und wird der Zuwen​dungs​bescheid nicht zurückge​nommen oder widerru​fen, so können für die Zeit von der Auszah​lung bis zur zweckent​spre​chen​den Verwen​dung ebenfalls Zinsen in Höhe von 5 v. H. jährlich über dem jeweiligen Basiszinssatz gemäß § 247 BGB verlangt werden. Für die Verausga​bung der Mittel gilt Nr. 1.4 dieser Nebenbestimmungen.

8.6
Den Zuwendungsempfängern obliegt es, die Projektträger im Partnerland sorgfältig aus​zuwäh​len, die Auflagen ent​sprechend Nr. 9 an diese weiterzugeben, die Rechte aus den Vereinbarungen wahrzunehmen und Ansprüche auf die Rückerstattung im Rah​men der Vereinbarungen mit den Pro​jektträgern im Partnerland und deren Haf​tung zu ver​fol​gen. Wenn nötig, sind auch Verhandlungen zum Ziele einer Ände​rung, Ergänzung oder Einstellung der Förderung zu führen und Maßnahmen zur Si​cher​stel​lung der Zu​wen​dung zu treffen.

8.7
Von den Projektträgern erhaltene Erstattungen der Zuwendungen und Zinsen füh​ren die Zuwendungs​emp​fänger im vollen Be​trag an das BMZ ab.

9.
Vereinbarungen mit den Projektträgern ("Verpflichtungskatalog")


In den Fällen der Weiterleitung von Mitteln aus der Zuwendung an Projektträger in den Partnerländern (Nr. 3.8 der Förderrichtlinien) sind mit den Projektträgern vertrag​liche Vereinbarungen zur Einhaltung der in den Förderrichtlinien und diesen Neben​bestimmungen enthaltenen Verpflichtungen und der ggfls. im Zuwendungsbescheid enthaltenen Auflagen und Bedingungen zu treffen. In den Vereinbarungen, deren weitere Ausgestaltung den Zuwendungsempfängern obliegt, ist unter anderem zu regeln:

9.1
Die Abwicklung der Maßnahme, insbesondere die Prüfung der Mittelverwendung entsprechend den Nrn. 1, 2, 4 und 5 dieser Nebenbestimmungen.

9.2
Aufträge der Projektträger im Partnerland

9.2.1
Die Vergabe von Lieferungen und Leistungen ist dem Wett​bewerb zu unterstel​len, so​fern nicht die Natur des Geschäf​tes oder besondere Umstände eine Aus​nahme recht​fertigen.

9.2.2
Angeboten aus dem für das jeweilige Projekt maßgebenden Partnerland ist bei Gleichwertigkeit mit anderen Angeboten der Vorzug zu geben. Im übrigen haben bei Gleichwertigkeit der Angebote  Beschaffungen in anderen Partnerländern der Ent​wick​lungszusammenarbeit ebenfalls jeweils Vorrang vor Beschaffungen in Industrie​län​dern. 

9.3
Zur Erfüllung des Zuwendungszwecks beschaffte Gegenstände:

9.3.1
Der Projektträger im Partnerland ist zu verpflichten, alle Gegenstände, die aus der Zu​wendung finanziert wurden und in sein Eigentum übergegangen sind, sorgfältig zu be​handeln.

9.3.2
Der Projektpartner muss zur Erfüllung des Zuwendungszwecks beschaffte Ge​gen​stände, deren Anschaffungs- oder Herstel​lungswert 400,- € übersteigt, ent​spre​chend den landesüblichen Bedingungen inventarisieren. Mit der jährlichen Pro​jekt​mit​te​l​ab​rechnung ist das Inventarverzeichnis in aktualisierter Form vorzulegen.

9.4
Finanzierungs- und Kreditsysteme


Der Einsatz von Kreditfonds sowie die Vergabe und der zweckentsprechende Ein​satz der Mittel sind rechtsverbindlich zu regeln. Es ist sicherzustellen, dass die Zweckbin​dung im Sinne der vorgelegten Antragskonzeption gewährleistet ist. Die Verwendung der Mittel ist während der Bindungsfristen nachzuweisen. Als Nachweis kann nur ein Ausgabenbe​leg über die tat​sächli​che Beschaffung (z.B. Kauf von Material) anerkannt werden. Die Rückflüsse, Zinsen und eventuelle Gebühren sind auf einem besonderen Konto des Trägers des Kredit​fonds zu verbuchen.

9.5
Abrechnung und Berichterstattung

9.5.1
Die Buchführung des Projektträgers im Partnerland sowie die Ausgestal​tung der Bele​ge muss den Grundsätzen einer ordnungsgemäßen Rechnungsle​gung ent​spre​chen.

9.5.2
Der Projektträger im Partnerland ist zu verpflichten, beim Geldumtausch die gel​ten​den Devisenbestimmungen zu beachten und Belege über das Wechselge​schäft vor​zule​gen.

9.5.3
Vom Projektträger im Partnerland sind dem Zuwendungsempfänger zu von diesem zu be​stim​menden Fristen Sachberichte und Abrechnungen einschließlich der Origi​nalbe​lege vorzu​legen, die es dem privaten Träger möglich machen, den Projektver​lauf zu beurtei​len und seinerseits seiner Berichts​pflicht gegenüber dem BMZ nach​zukom​men. Sofern unabhängige Buchprüfer die Prüfung vor​nehmen, müssen diese dar​auf ver​pflichtet werden, ihre Testate nach dem vor​geschriebe​nen Muster in An​lage 7 zu er​stellen. Alle erforderlichen Unterlagen sind vom Projektträger im Part​ner​land den Buch​prüfern zur Verfügung zu stellen. Die Belege sind fünf Jahre nach Vorlage der Schlussabrechnung gegen​über dem Zuwendungsempfänger aufzube​wahren.

9.6
Prüfung der Verwendung

9.6.1
Der Zuwendungsempfänger muss nach Absprache mit dem Projektträger im Partner​land das ge​förderte Projekt jederzeit be​sichtigen, die erforderlichen Auskünfte ein​ho​len und die Bücher und Belege einsehen können.


9.6.2
Das Prüfungsrecht des BMZ und das Prü​fungsrecht des Bundesrechnungshofs muss beim Projektträger im Partnerland vertraglich sicher​gestellt sein. Dies gilt auch in den Fäl​len, in denen unabhängige Buchprü​fer einge​schaltet sind. Sollte das Prüfungsrecht nicht durchgesetzt werden können, wird der Projektträger von der weiteren Förde​rung ausgeschlossen.

9.7
Rückforderung und Verzinsung


Der Zuwendungsempfänger ist insbesondere verpflichtet, die Mittelauszahlung zu sper​ren und gezahlte Beträge zurückverlangen, wenn
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die Voraussetzungen für den Abschluss der Vereinbarungen nachträglich ent​fal​len sind,
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Überzahlungen eingetreten sind,
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die der Förderung zugrunde liegenden Angaben unvollständig oder unrichtig wa​ren,
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die Mittel zweckwidrig verwendet werden,
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die überwiesenen Mittel nicht im vorgesehenen Zeitraum für fällige Zahlungen verwendet werden,

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
die Abrechnungs- und Mitteilungspflichten nicht rechtzeitig erfüllt werden.

Darüber hinaus ist eine Verzinsung von der Entstehung des Rückforderungsan​spruchs an zu verlangen. Der Zinssatz beträgt 5 v. H. über dem jeweiligen Basis-zinssatz gemäß § 247 BGB.
Mit Zustimmung des Zuwendungsgebers kann in begründeten Ausnahmefällen von der Rückforderung und Verzinsung abgesehen werden.

III.
Anlagen

1.
Projektantrag:

1.1
Projektkurzinformation

1.2
Antragsschema

1.3
Fragenraster zum Antragsschema

1.4
Finanzierungsplan

2.
Kleinprojekte:

2.1
Verfahren für die Förderung von Kleinprojekten

2.2
Antrag für Kleinprojekte

3.
Mittelanforderung

4.
Projektfortschrittsbericht

5.
Verwendungsnachweis

6.
Zwischennachweis

7.
Projektabrechnung über Chartered Accountants

8.
Terms of Reference für Evaluierungen

9.
Hinweise und Erläuterungen für Zuschüsse zu den Kosten für Transporte von Sachspenden in Partnerländer der entwicklungspolitischen Zusammenarbeit
sowie Bedingungen für Arzneimittelspenden

Anlage 1.1

Projektkurzinformation

	Deutscher Träger
	Projektträger im Entwicklungsland




Projektbezeichnung

(
Neuvorhaben

(
Änderungsantrag

(
Verlängerungsantrag

	Land
	Region/Ort
	
	Laufzeit

von

bis



	Zielgruppe



	Kurzbeschreibung - Zielsetzung und geplante Maßnahmen



	Vorgesehene Finanzierung des Projekts (in €): Fehlbedarfs-/Anteilfinanzierung (in %)* 



	Jahr
	Anteil des

 privaten 

Trägers
	Anteil des

Projekt​trä​gers, der Zielgruppe und/oder anderer Stel​len im Partnerland
	beantragte Zu​wendung des BMZ
	Gesamt​​-

aus​gaben
	Leistungen von dritter Seite

(z. B. EU,

Landes​regierungen)

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	Insgesamt
	
	
	
	
	


Anlage 1.2

A N T R A G S S C H E M A
Vorbemerkung:
Die Projektkurzinformation ist nach vorstehendem Formblatt (Anlage 1.1) abzufassen. Das weitere Schema ist als Minimalgerüst für Aussagen zum Projekt anzusehen. Weitere Angaben sind grundsätzlich erwünscht. Sind zu bestimmten Punkten keine Aussagen mög​lich, so sollte das kurz begründet werden. Die Erläuterungen im Fragenraster (Anlage 1.3) sind zu beachten.

0.
Projektkurzinformation
1.
Angaben zum Träger
1.1
Privater Träger

1.1.1
Grundlagenmaterial (Satzung, Vereinsregisterauszug und dgl.)

1.1.2
Ergänzende Unterlagen (neuester Jahres- und Finanzbericht sowie ggf. Prüfungsbe​richt)

1.1.3
Soweit das DZI-Spendensiegel nicht nachgewiesen wird, Angabe der 
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Ausgaben für Verwaltungskosten (Personal- und Sachaufwand) in der Bundesrepu​blik Deutschland in den letzten drei Jahren 
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Ausgaben für Spendenwer​bung in den letzten drei Jahren, 
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Einnahmen in den letz​ten drei Jahren, die zur Verwendung in den Partnerländern bestimmt sind.

1.1.4
Die Unterlagen zu 1.1.2 und die Angaben zu 1.1.3 sind von jedem Träger mit dem ersten Antrag für das jeweils laufende Haushaltsjahr zu aktualisieren.

1.2
Projektträger im Partnerland

1.2.1
Rechtsform, Beschreibung der institutionellen Ziele, Gemeinnützigkeit

1.2.2
Budget, finanzielle Kapazität, ferner Angaben zu bestehender oder beabsichtigter Zusammenarbeit mit anderen Geldgebern (Art und Umfang der Förderung)


1.2.3
Zahl der Mitarbeiter, fachliche Kapazitäten

1.2.4
Aktivitäten, Wirkungsbereich (sektoral, regional)

1.3
Verhältnis zwischen privatem Träger und Projektträger im Partnerland und Be​wertung bzw. Begründung der Zusammenarbeit

2.
Projektbeschreibung
2.1
Zielgruppe und Projektstandort

2.2
Projektziele (präzise, möglichst qualifizierte Beschreibung des angestrebten Zustan​des nach Projektdurchführung gegenüber der Situation vor Projektbeginn; Beispiele siehe Fragenraster)

2.3
Instrumente und Maßnahmen zur Erreichung der Projektziele

2.4
Dauer des Projektes und Zeitplan der Projektdurchführung

2.5
Angaben zur Lebensfähigkeit des Projekts und zur Folgekostenfinanzierung nach Ab​schluss der Förderung

2.6
Bei Änderungs- bzw. Verlängerungsanträgen: Begründung, warum Änderung bzw. Verlängerung notwendig ist

3.
Projektpersonal im Partnerland
4.
Projektvorbereitung

(Angaben der Unterlagen, auf denen der Antrag basiert; z.B. ausgearbeiteter Antrag des Projektträgers im Partnerland, Vorbereitung vor Ort, Studie)

5.
Finanzierungsplan (Anlage 1.4)

5.1
Ausgabenplanung

Zahlenmäßige Darstellung der voraussichtlichen Ausgaben für das Projekt, ohne Auf​teilung nach Haushaltsjahren, in €, untergliedert nach den Ausgabenpositionen:

5.1.1
Investitionen

5.1.2
Betriebsausgaben

5.1.3
Personal
(Die Personalkosten sind in einer Anmerkung nach Jahresbeträgen je Beschäftigten aufzuschlüsseln)
5.1.4
Projektbetreuungsreisen

5.1.5
Evaluierung oder vorbereitende Studie

5.1.6
Reserve für inflationsbedingte Kostensteigerungen und unab​weisbare Mehr-aufwendun​gen (bis 3,5 % der Projektausgaben)
5.1.7 Verwaltungskosten des deutschen Trägers 
(pauschal bis 4 % der Projektausgaben einschließlich Mittelreserve)

5.2
Einnahmenplanung

Übersicht über die beabsichtigte Finanzierung des Projektes, insgesamt und aufge​teilt nach Haushaltsjahren, in €, untergliedert nach den Einnahmepositionen:

5.2.1
Eigenleistung des privaten Trägers

5.2.2 Eigenleistung des Projektträgers, der Zielgruppe und/oder anderer Stellen im Partner
land

5.2.3
Sonstige Einnahmen
(z.B. Verkaufserlöse)

5.2.4
Zuwendung des BMZ

6. Zusätzliche Angaben bei Bauprojekten

6.1
Ausgaben für Grundstückskauf und Baumaßnahmen, die den jeweiligen örtlichen Bedingungen angemessen sind. Die Baumaßnahmen sind kostenmäßig in folgende Bauabschnitte aufzuschlüsseln:
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Erschließung und Bauvorbereitung,

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Rohbau,

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Innenausbau.

Diese Einzelpositionen sind im Finanzierungsplan aufzunehmen. Daneben sind die Kubikmeterkosten umbauten Raums zu ermitteln und anzugeben.

6.2
Bei Bauprojekten ab 50.000,- € bis 375.000,- € sind folgende Angaben erforderlich:

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Eignung des Grundstücks (u. a. Untergrund, Gefälle, Nachbarbebauung) ein​schl. Ent- und Versorgungsanschlüssen;

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Bestätigung, dass alle bauaufsichtlichen und sonstigen Genehmigungen vorlie​gen und die Bauausführung von einem Architekten/Bauingenieur überwacht wird;

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Angabe, dass Bauart und Kosten orts- bzw. landesüblichen Standards ent​spre​chen.


Bei Baumaßnahmen über 375.000,- € erfolgt die Abwicklung nach Ziffer 6.2 der Richtlinien.

7. Abschätzung möglicher Durchführungsrisiken

(Darstellung von Einflüssen aus dem Projektumfeld, die Durchführung und Erfolg des Projektes beeinflussen können.)

8.
Einschaltung anerkannter unabhängiger Buchprüfer (chartered accountants)


Die Kosten können unter Betriebsausgaben (Nr. 5.1.2) geltend gemacht werden.

9.
Antrag auf vorzeitigen Einsatz von Eigenmitteln


Falls der private Träger seine Eigenmittel vor Bewilligung des Projekts durch das BMZ auf eigenes Risiko einsetzen möchte, muss dies unter dieser Ziffer beantragt und be​gründet wer​den.

10.
Erklärung zum Auskunftsersuchen des Haushaltsausschusses


Folgende Erklärung ist wörtlich in den Antrag aufzunehmen: 

"Ich/wir erkläre(n) mein/unser Einverständnis, dass das BMZ dem Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages im Einzelfall den Namen des Antragstellers sowie Höhe und Zweck der Zuwendung in vertraulicher Weise bekannt gibt, sofern der Haushalts​ausschuss dies beantragt."

11.
Unterschrift, Datum

Anlage 1.3

F R A G E N R A S T E R   Z U M   A N T R A G S S C H E M A

Vorbemerkung:


Das Fragenraster dient als Leitfaden zur Erleichterung der Antragstellung und zur Gewähr​leistung einer möglichst vollstän​digen Beschreibung des Projektes. Das BMZ geht bei sei​ner Prü​fung des Antrags davon aus, dass der Antragsteller alle für den Antrag relevanten Punkte dieses Rasters berücksichtigt.

zu 1.1
Die im folgenden aufgeführten Angaben bzw. Dokumente sind unerlässlich für pri​vate Träger, die zum ersten Mal einen Zuschuss aus Bundesmitteln beantragen. Die Infor​ma​tionen sind vollständig und zusammen mit dem ersten Antrag ein​zurei​chen.

Für private Träger, die mit dem BMZ bereits zusammenar​beiten, entfällt dieser Punkt, d.h. es genügen Name und Anschrift. Ergeben sich Änderungen, so sind jedoch auch von diesen Trägern unaufgefordert neue Unterlagen nach​zureichen. 

Satzung, Be​schreibung der institutionellen Ziele, Gemeinnützigkeitsbescheid, 

Geschäfts-/Jahresberichte der vorausgegangenen drei Jahre, ggf. Nachweis des DZI-Spendensiegels

Finanzielle Kapazität mit Angaben zu Eigenmittelaufkommen und ggf. staatlichen
oder sonstigen Zuwendungen, 

Perso​nelle Kapazität, Stellenübersicht, 

Zahl der festangestellten sowie der ehrenamtlichen Mit​arbeiter.

Angaben zu bisherigen entwicklungspolitischen Aktivitä​ten regional, sektoral, zur entwick​lungspolitischen Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit im In- und Ausland sowie zu in- und aus​ländischen Kontaktstellen bzw. In​stitutionen, 

Angaben, wie die fachliche Prüfung, Bewer​tung und Durch​führung entwicklungs​poli​ti​scher Maßnahmen sichergestellt ist.

zu 2.1
Wem soll das Projekt zugute kommen? Größe der Zielgruppe. Soziale Zugehö​rig​keit, berufliche Einordnung, sonstige relevante Merkmale. In welcher Weise ist die Ziel​gruppe an der Vorbereitung und Durchführung des Projekts betei​ligt? 

Genaue Standortangabe (ggf. Kartenskizze). Weiterhin Angaben über die Wirt​schaftsstruktur des Standorts, die vorhandenen sozialen Einrichtungen (Bildung, Ge​sundheit), die Ver​sorgung mit öffentlichen Dienstleistungen (z.B. Wasser, Energie), die Verkehrsanbin​dung.

Beschreibung des Projektumfeldes einschl. der klimati​schen Bedingungen.

zu 2.2
Unter "Projektziele" muss präzise der Zustand, der nach Projektdurchführung er​reicht werden soll, beschrieben werden. Die angestrebten Verbesserungen gegen​über der Situation vor Projektbeginn sind möglichst quantitativ darzustellen. Ggf. sind quantifi​zierbare Ziele (z.B. Verbesserung des Einkommens) und qualitative Ziele (z.B. Stär​kung des Selbsthilfewillens) getrennt darzustellen. Weiterhin ist zwischen Ober- und Unterzielen zu unterscheiden.

Beispiele

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Verbesserung der Trinkwasserversorgung der Zielgruppen von 15 Ltr/Monat auf 25 Ltr/Monat (Oberziel) durch den Bau von 10 Brunnen in Region X in drei Jah​ren (Unterziel).

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Erhöhung des Einkommens der Zielgruppe um 20 % (Oberziel) durch Aus​wei​tung der bewässerbaren Anbaufläche um X % in zwei Jahren (Unterziel).

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Erhöhung des Einkommens der Zielgruppe um 50 % (Oberziel) durch Verga​be von X Kleinkrediten in drei Jahren und Grün​dung einer Absatzgenossen​schaft (Unterziele).

zu 2.3
Darstellung der einzelnen geplanten Maßnahmen und Instrumente; bei Bau​maß​nah​men detaillierte Beschreibung bzw. Bauunterlagen und -berechnungen. 

Abschätzung des Beitrags der einzelnen Maßnahmen zur Erreichung der Projekt​ziele (ggf. Zieler​reichungs​matrix).

Beurteilung der Zweckmäßigkeit der Maßnahmen unter den Aspekten "Nutzung loka​ler Ressourcen und Anwendung ar​beitsintensiver Technologien" sowie ande​ren pro​jektre​le​vanten Aspekten.

Programmatische Beurteilung der Maßnahmen, insbesondere: sind die Maßnah​men dem Entwicklungsstand der Zielgruppe angepasst?

Bei Beschaffungsmaßnahmen: wo werden die Sachmittel beschafft? Bei Beschaf​fun​gen außerhalb des Partnerlandes: sind Versorgung mit Ersatzteilen und War​tung sichergestellt?

Wenn aus Zuwendungsmitteln Grundstücke oder Rechte erworben werden sollen, ist eine Begründung erforderlich, falls ein etwaiger Erstattungsanspruch des Zuwen​dungsgebers nicht dinglich abgesichert werden kann.

zu 2.4
Zeitraum der Förderung.

Aufstellung des zeitlichen Ablaufs der geplanten Maß​nahmen in Phasen. Diese Auf​stellung soll sowohl die zeitliche Abfolge der einzelnen Maßnahmen verdeutli​chen als auch den zeitlichen Zusammenhang zwischen den Maß​nahmen und den Projektzie​len (d.h. in welcher Phase werden welche Maßnahmen durchgeführt, um welche Ziele zu erreichen).

zu 2.5
Ist das Weiterbestehen des Projekts nach Abschluss der Förderung gesichert? Wer trägt die Folgekosten nach Abschluss der Förderung? Hinweis: Projekte, deren Wei​terbestehen bzw. Folgekostenaufbringung nicht gesichert ist, können nicht geför​dert werden.

zu 3.
Auswahl und Qualifikation des direkt im Projekt einge​setzten Personals des Pro​jekt​trägers im Partnerland. Falls er zusätzliches Personal einstellen will, ist dies be​sonders zu begründen. 

Sofern deutsches Personal entsandt werden soll, ist ausführlich zu begründen, warum dies für die Durchfüh​rung des Projekts erforderlich ist. 

Angaben zur Person, Qualifikation und Entsendedauer des deutschen Projektmit​ar​beiters. Ist ihm ein einheimischer Counterpart zugeordnet? Geplanter Übergabe​ter​min?

zu 5.1.1
Ausgaben für die Beschaffung und den Transport von Ausrüstung und Material sowie Tieren. Ausrüstung, Material und Tiere müssen im Hinblick auf Qualität, Preis, Ver​fügbarkeit und Wartung bzw. Pflege den lokalen Bedürfnissen angepasst sein und nach Möglichkeit auf den lokalen Märkten beschafft werden.

zu 5.1.2
Betriebsausgaben für das Projekt. Sie sollen grundsätzlich nur in abnehmenden Raten veranschlagt werden, um sicherzustellen, dass das Projekt auch nach Ende der Förderung lebensfähig ist. In einer Anmerkung zu dieser Kostenposition ist dies darzustellen. Abweichungen sind zu begründen.

zu 5.1.3
Ausgaben für einheimisches Personal (einschließlich dessen kurzzeitige Fortbil​dung), das unmittelbar an der Durchführung des Projektes beteiligt ist, aufge​schlüs​selt nach Berufsgruppen und jeweiligem jährlichen Durchschnittslohn. Sie sollen grundsätzlich in abnehmenden Ra​ten veranschlagt werden, um sicherzustel​len, daß das Projekt auch nach Ende der Projektlaufzeit lebensfähig ist. Abweichungen sind zu begründen.

zu 5.2.2
In welcher Form werden die Eigenleistungen erbracht?

Hinweis:

Die Eigenleistungen des Projektträgers im Partnerland müssen nachgewie​sen werden, wenn sie in den insgesamt aufzubringenden Eigenanteil einflie​ßen. 
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Bei vorgesehenen Leistungen der Regierung: Vorlage einer Bestätigung, dass diese Leistungen zugesagt sind.

zu 5.2.3
Vorlage einer Bestätigung, dass diese Leistungen zugesagt sind.

Anlage 1.4
Muster zur Erstellung eines Finanzierungsplans:



Projekt ..........................

Finanzierungsplan für die Haushaltsjahre .... bis ....











    Gesamt

Ausgaben
5.1.1
für Investitionen
5.1.1.1

5.1.1.2

5.1.1.3

5.1.2
für Betriebsausgaben *)
5.1.2.1

5.1.2.2

5.1.2.3

5.1.2.4

5.1.3
für Personal **)
5.1.3.1

5.1.3.2

5.1.3.3

5.1.4
für Projektbetreuungsreisen
5.1.5
für Evaluierung oder Studie
Projektausgaben (Soll):
5.1.6
Mittelreserve 

für unabweisbare Mehraufwendungen


(bis zu 3,5 % der Projektausgaben)

Zwischensumme:
5.1.7
Verwaltungskosten

(pauschal bis 4% der Zwischensumme)
Gesamtausgaben:

*)  Die Betriebsausgaben sind in einer Anmerkung nach Jahresbeträgen aufzuschlüsseln.

**) Die Personalkosten sind in einer Anmerkung nach Jahresbeträgen je Beschäftigten aufzuschlüsseln.

Einnahmen



200..

200..

200..

200..
     Gesamt
5.2.1
Eigenleistungen

des privaten Trägers
5.2.2
Eigenleistung des Projekt-


trägers und/oder anderer


Stellen im Partnerland
5.2.3
Sonstige Einnahmen


(z. B. Zinsen, Erlöse)

5.2.4
Zuwendung des BMZ
Gesamteinnahmen:

nachrichtlich
· Die in den o. a. Einnahmen berücksichtigten Mittel zur Finanzierung der Verwaltungskosten teilen sich wie folgt auf:



Zuwendung





€   ................................ 


(i.d.R. 75 % der Ausgaben lt. Nr. 5.1.7)


Eigenmittel:





€   ................................. 


(i.d.R. 25 %  der Ausgaben lt. Nr. 5.1.7)

· Der Wechselkurs wurde in folgendem Verhältnis von € zur einheimischen Währung kalkuliert:

Anlage 2.1

BUNDESMINISTERIUM FÜR WIRTSCHAFTLICHE 
ZUSAMMENARBEIT UND ENTWICKLUNG

Verfahren für die Förderung von Klein-Projekten
1.
Klein-Projekte sind Projekte mit einer Bundeszuwendung von höchstens 37.500,- €. Für sie gilt ein vereinfachtes Antragsverfahren (Anlage 2.2). Sofern es sich um ein Erstprojekt des deutschen Trägers handelt, ist dem Antrag Grundlagenmaterial über den Träger bei​zufügen (Satzung, Vereinsregisterauszug, Gemeinnützigkeitsbescheid, Jahresberich​te, Finanzberichte) sowie Angaben gemäß Nr. 1.1.3 der Anlage 1.2.

2.
Förderungswürdige Klein-Projekte sind Projekte, 
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deren angestrebter entwicklungspolitischer Erfolg schnell erreichbar ist, 
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die in sich geschlossene Maßnahmen sind, die zu keinen wiederkehrenden Verpflichtungen führen, 

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
die so ausgerichtet sind, dass notwendige Sachgüter in der Regel im Partnerland oder in benachbarten Partnerländern mit Entwicklungszusammenarbeit beschafft werden können, 
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die in keinem unmittelbaren Zusammenhang mit anderen Projekten der entwick​lungspolitischen Zusammenarbeit stehen.

3.
Für Klein-Projekte stehen Mittel grundsätzlich nur im Haushaltsjahr der Bewilligung zur Verfügung. Anträge für das jeweils laufende Haushaltsjahr sollten deshalb bis zum 30.05. gestellt werden.

Anlage 2.2

Antrag für Klein-Projekte

	Deutscher Träger
	Projektträger im Partnerland




Projektbezeichnung

	Land
	Region/Ort
	Laufzeit

von

bis



	Zielgruppe und Zielsetzung



	Entwicklungspolitische Begründung



	Vorgesehene Finanzierung des Projekts (in €): Anteilfinanzierung (in %)* 



	Jahr
	Anteil des privaten Trägers
	Anteil des Projekt​trä​gers, der Zielgruppe und/oder anderer Stel​len im Partnerland
	beantragte Zu​wendung des BMZ
	Gesamt​​-

aus​gaben

	   .....


	
	
	
	


1.
Projektträger im Partnerland 

(Angaben zur Rechtsform, zu den institutionellen Zielen und zur Gemeinnützigkeit)

2. Projektkurzbeschreibung, einschl. der geplanten Maßnahmen

(insbesondere Beschreibung der Projektziele, d. h. die erwarteten Ergebnisse gegen​über der Situation vor Projektbeginn, und des zeitlichen Ablaufs des Projekts)

3.
Finanzierungsplan
(in €)

(voraussichtliche Ausgaben für Investitionen, für Betriebsausgaben, für Perso​nal sowie die Verwaltungskosten des deutschen Trägers (pauschal bis 4%) gegenübergestellt den voraussichtlichen Einnahmen unterteilt nach Herkunft insbesondere privater Träger, Projekt​träger im Partnerland, BMZ etc.)

4.
Erklärung zum Auskunftsersuchen des Haushaltsausschusses

Folgende Erklärung ist wörtlich in den Antrag aufzunehmen:

"Ich/wir erkläre(n) mein/unser Einverständnis, dass das BMZ dem Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages im Einzelfall den Namen des Antragstellers sowie Höhe und Zweck der Zuwendung in vertraulicher Weise bekannt gibt, sofern der Haushalts​ausschuss dies beantragt."

5.
Datum, Unterschrift

Anlage 3

Name und Anschrift des 

privaten Trägers:

Mittelanforderung

BMZ

Referat 112

Postfach 12 03 22

53045 Bonn

Betr.:
Entwicklungswichtige Vorhaben privater deutscher Träger

hier:
Mittelanforderung für Projekt Nr.:
Bezeichnung: 
Partnerland:

Bezug:
Zuwendungsbescheid vom 

1.
Anforderungszeitraum (maximal 4 Monate):  vom .............................. bis ....................................













   €

2.
Mittelbedarf zur Finanzierung bewilligter Projektausgaben:

..................................

3.
Verwaltungskosten (i.d.R. 4% der Projektausgaben lt. 2.*):

..................................


Summe:


..................................

4.
Auf BMZ entfallender Betrag (Zuwendung; i.d.R. 75%):

..................................

* Bei Fehlbedarfsfinanzierung ggf. zuzüglich der bereits verausgabten Eigenmittel.

5.
Bezeichnung der Bankverbindung mit Kontonummer und Bankleitzahl:

6.**
a)
Bei Fehlbedarfsfinanzierung und erstmaliger Mittelanforderung im Jahr:

"Wir erklären, dass unsere eigenen Mittel bereits für das Projekt ausgegeben worden sind."


b)
Bei Anteilfinanzierung 

"Wir erklären, dass wir unsere eigenen Mittel anteilmäßig und zeitgleich mit der Zuwendung einsetzen werden."

7.
Wir bestätigen, dass mit dem Projektträger im Partnerland Vereinbarungen ge​mäß Nr. 9 BNBest-P/Private Träger abgeschlossen wurden.

Datum, Unterschrift

** Die entsprechende Finanzierungsart ist zu unterstreichen.

Anlage 4

Name des privaten Trägers:

Projektfortschrittsbericht
für das Jahr ....
Projekt-Nr.:
.........................................

Projektbezeichnung:
.........................................

Partnerland:
.........................................

Berichtszeitraum:
.........................................

Erläuterung zur Erstellung des Projektfortschrittsberichts:

Der Projektfortschrittsbericht soll insbesondere über die Projektmittelsituation im laufenden Haushaltsjahr informieren*). Er ist zum 30.09. des Jahres vorzulegen und muss dem nach​folgenden Gliederungsschema entsprechen.

1.
Welche Maßnahmen sind im laufenden Jahr durchge​führt worden?
(stichwortartige Aufzählung)

2.
Haben sich Verzögerungen oder sonstige Änderungen im Ver​gleich zur Finanzpla​nung ergeben?

ja

(
nein
(
(Wenn ja, kurze Darstellung)

3.
Wirken sie sich auf den geltenden Finanzierungsplan des Projektes aus?

ja

(
nein
(
(Wenn ja, legen Sie bitte einen neuen Finanzierungsplan vor)

4.
Die für das laufende Jahr bewilligten Bundesmittel werden

in voller Höhe benötigt





(
nicht in voller Höhe benötigt




(
und im Betrag von €

an das BMZ zurückgegeben




(
im kommenden Jahr benötigt*)




(
Datum, Unterschrift

Anlage 5

Name und Anschrift

des privaten Trägers

Verwendungsnachweis für die Jahre .... bis ....
Bewilligungsbescheid des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammen​arbeit

und Entwicklung

Datum/Aktenzeichen
.................................................................................

Empfänger der Zuwendung (privater Träger):
.................................................................................

Betrag der Zuwendung:
.................................................................................

Projekt-Nr./Land:
.................................................................................

Projektkurzbezeichnung:
.................................................................................


.................................................................................

Erläuterung zur Erstellung des Verwendungsnachweises:
Der Verwendungsnachweis umfasst einen darstellenden und einen zahlenmäßigen Teil, der die Verwendung aller Fi​nanzbeiträge (BMZ, NRO, sonstige) be​trifft. Er ist für den Gesamtförde​rungszeitraum zu erstellen und so abzu​fas​sen, dass ein Vergleich von den im Antrag angegebenen Zielen, Maßnahmen und Finanzmitteln mit der tatsächlichen Durchfüh​rung des Projektes möglich ist. Der Verwendungsnachweis soll umfassend Auskunft über das Projekt ge​ben und darf nicht auf die Angaben in bereits vorgelegten Zwischennachwei​sen verweisen.

In dem darstellenden Teil (Sachbericht) sind die Verwendung der Zuwendung sowie das erzielte Ergebnis im einzelnen zu beschreiben. In dem zahlenmä​ßigen Teil (zahlenmäßiger Nachweis) sind die Einnahmen und Ausgaben, wie sie im gültigen Finanzierungsplan vorgesehen waren (Soll-Einnahmen/Ausga​ben), den tatsächlichen Einnahmen und Aus​gaben (Ist-Einnah​men/Ausgaben) gegenüberzustellen. Bei Abweichungen des Ist vom Soll um mehr als 50 % ist dies für jede Ausgabeposition gesondert zu begründen, falls die Zustimmung des BMZ hierzu nicht vorab eingeholt worden ist (s. Nr. 1.2 BNBest-P/Private Träger). Die Anerkennung bleibt vorbehalten. 

Der Verwendungsnachweis (Sachbericht und zahlenmäßiger Nachweis) ist in dreifacher Aus​fertigung dem BMZ vor​zulegen und muss dem nachfolgenden Glie​derungsschema entsprechen.

A.  Sachbericht

1.
Projektdurchführung:

Unter diesem Gliederungspunkt ist darzustellen, welche Maßnahmen im Rahmen der Ge​samtlaufzeit des Pro​jek​tes durchgeführt werden sollten und welche Maßnahmen tatsächlich durchgeführt worden sind. Auf den Einsatz von Finanzierungsinstrumenten ist ggf. ausdrücklich einzugehen. Der Einsatz der Reserveposition ist ggf. kurz zu begründen.

2. Erreichen der angestrebten Projektziele: 

Unter diesem Gliederungspunkt ist zu beschreiben, ob und inwieweit die Projektziele erreicht worden sind. Dabei sind die angestrebten und ein​getretenen Auswirkungen des Projektes auf die Zielgruppe soweit möglich quantita​tiv, ansonsten qualitativ darzustellen. Sofern die Projektziele nur teilweise erreicht werden konnten, sind die Grün​de hierfür darzule​gen.

3. Bewertung der Lebensfähigkeit des Projektes durch den privaten Träger:

Unter diesem Gliederungspunkt soll der private Träger darstellen, ob die weitere Lebensfä​higkeit des Projektes gesichert ist bzw. wie sie gewährleistet werden kann.

4.
Sonstige Bemerkungen:

B. Zahlenmäßige Nachweisung

   BMZ-Projekt-Nr.: ..................

Verwendungsnachweis
Abrechnung für die Haushaltsjahre ........ bis .........

Abschluss zum ..............................................

I.
Ausgaben
Soll-Ausgaben
Ist-Ausgaben
Abweichung



gemäß Finanzie- 

Ist vom



rungsplan

Soll



vom .................



- € -
 - € -
-  in % -

5.1.1
Investitionen

5.1.1.1

5.1.1.2

5.1.1.3

5.1.1.4

5.1.2
Betriebsausgaben

5.1.2.1

5.1.2.2

5.1.2.3

5.1.2.4

5.1.3
Personal

5.1.3.1

5.1.3.2

5.1.3.3

5.1.3.4

5.1.4
Projektbetreuungs-



reisen

5.1.5
Evaluierung oder 



vorbereitende Studie

Projektausgaben

5.1.6. Mittelreserve (nur Soll)




  ------

 
       -----

5.1.7 Verwaltungskosten *)











___________________________________________________________________________ 

Gesamtausgaben 












*)  Soll: 4 % der Projektausgaben (Soll) einschließlich Mittelreserve (vgl. Finanzierungsplan)

      Ist:    4 % der Projektausgaben (Ist)

II. Einnahmen
Soll-Einnahmen 
Ist-Einnahmen
Abweichung



gemäß Finanzie- 

Ist vom



rungsplan

Soll



vom .................



- € -
 - € -
- in % -

5.2.1
Eigenleistung des


privaten Trägers

5.2.2
Eigenleistung des


Projektträgers, der


Zielgruppe und/oder 


anderer Stellen im 


Partnerland

5.2.3
Zuwendung

5.2.4
zusätzliche Deckungs-

mittel (z.B. Zinsen, Erlöse


Zuschüsse anderer


Geldgeber)

Gesamteinnahmen

III. 
Abschluss am ............................................................











  
   €


Summe der Einnahmen 





.................................


Summe der Ausgaben 





_________________


Bestand  







..................................



davon  Zuwendungsmittel *)  € ............................... 


Mehrausgaben






..................................

Der Bestand an Zuwendungsmitteln zuzüglich Zinsen wurde/wird in voller Höhe an die Bundes​kasse Bonn (Konto-Nr. 380 010 55 bei der LZB Bonn, BLZ 380 000 00) überwiesen. **)
Es wird bestätigt, dass über die o. a. Einnahmen hinaus keine weiteren Mittel zur Finanzierung des Vorhabens zur Verfügung standen. Ferner wird bestätigt, dass die Ausgaben notwendig waren, dass wirtschaftlich und sparsam verfahren worden ist und die Angaben mit den Büchern und Bele​gen übereinstimmen. 
..............................................., den .............................

......................................................................................



Unterschrift

*)   Zur Berechnung siehe Erläuterungen S. 46
**)  Verzinsung  und Rückzahlung sind  nur dann vorzunehmen, wenn der Gesamtbestand (Zuwendungs- und 

      Eigenmittel) mehr als 400,- € beträgt (s. Nr. 2.2 BNBest-P/Private Träger).

Erläuterungen für Zuwendungsempfänger
Der Bestand an Zuwendungsmitteln wird wie folgt ermittelt:

I. Anteilfinanzierung






€


€

Gesamtausgaben (Ist)




...........................

abzüglich zusätzliche Deckungsmittel


(z. B. Zinsen, Erlöse, Zuschüsse anderer Geldgeber)

    ./.
______________

Finanzierungsbedarf 




______________

Zuwendungsanteil 

(i. d. R. 75% des Finanzierungsbedarfs)



...........................

Auszahlung (Zuwendung)







..........................

Zuwendungsanteil 






    ./.
..........................

Bestand/Rückforderung





 





Ein Bestand (Zuwendung) ergibt sich nur dann, wenn die Auszahlung den errechneten Zuwendungsanteil 

übersteigt (Differenz = Bestand). In allen andren Fällen ist kein Bestand vorhanden.

I. Fehlbedarfsfinanzierung








€


€

Gesamtausgaben (Ist)





............................

abzüglich zusätzliche Deckungsmittel (z. B. Zinsen,

Erlöse, Zuschüsse anderer Geldgeber)


    ./.
............................

Finanzierungsbedarf





............................

Eigen- und Drittmittel





(mindestens Sollbetrag lt. Finanzierungsplan)

    ./.
______________ 
Fehlbedarf






............................ 

Auszahlung (Zuwendung)







.............................

Fehlbedarf








    ./.
.............................

Bestand/Rückforderung: 







_______________

Ein Bestand (Zuwendung) ergibt sich nur dann, wenn die Auszahlung den errechneten Fehlbedarf 

übersteigt (Differenz = Bestand). In allen anderen Fällen ist kein Bestand vorhanden.

Bei einem Bestand (Zuwendung) muss sich der private Träger zur Zinsfrage äußern. Eine Verzinsung der Zuwen​dungsmittel in Höhe von 5 v. H. jährlich über dem jeweiligen Basiszinssatz gemäß § 247 BGB ist vorzunehmen, wenn zwischen dem letzten Mittelabruf (Gutschrift) und der Rückzahlung mehr als vier Monate liegen. Der private Träger hat in diesem Fall eine Zinsberechnung beizufügen und die Zinsen unter Angabe des Aktenzeichens ("BMZ 112, Kassenzeichen: ....") an die Bundeskasse, 53111 Bonn, Konto-Nr. 380 010 55 bei der Landeszen​tralbank Bonn, Bankleitzahl 380 000 00, zu über​weisen. Von der Verzinsung kann allenfalls abgese​hen werden, wenn triftige, vom privaten Träger und dem ein​heimi​schen Projektpart​ner nicht zu vertretende Gründe vorliegen. Diese sind dar​zulegen.


Anlage 6

Name und Anschrift

des privaten Trägers:
Zwischennachweis für das Haushaltsjahr ...... 
Bewilligungsbescheid des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

und Entwicklung

Datum/Aktenzeichen
..........................................................................

Empfänger der Zuwendung (privater Träger):
.........................................................................:

Betrag der Zuwendung:
..........................................................................

Projekt-Nr./Land:
..........................................................................

Projektkurzbezeichnung:
..........................................................................






     ........................................................................:

Erläuterung zur Erstellung des Zwischennachweises:
Der Zwischennachweis umfasst einen darstellenden und einen zahlen​mäßigen Teil, der die Verwendung aller Fi​nanzbeiträge (BMZ, NRO, sonstige) betrifft. Er ist für das abgelaufene Haushaltsjahr zu erstellen. Der darstellende Teil (Sachbericht) ist so abzufassen, dass ein Ver​gleich von den im Antrag ange​gebenen Zielen und Maßnahmen mit der tatsächlichen Durchfüh​rung des Projektes möglich ist. Der zah​lenmäßige Teil (zahlenmäßiger Nachweis) muss eine Zusammen​stel​lung der Einnahmen und Ausgaben im Abrechnungszeitraum ent​halten. 

Der Zwischennachweis (Sachbericht und zahlenmäßiger Nachweis) ist in einfacher Aus​fer​tigung dem BMZ vor​zulegen und muss dem nachfolgenden Gliede​rungsschema entsprechen.

A. Sachbericht
1. Durchführungsstand des Projektes:

Unter diesem Gliederungspunkt ist darzustellen, welche Maß​nah​men für den Abrech​nungszeitraum vorge​sehen waren und wie der Durchführungsstand dieser Maßnahmen ist. Sofern die Pro​jektpla​nung nicht  realisiert werden konnte, sind die auf​getrete​nen Verzögerungen oder sonstigen Schwierigkei​ten zu be​schreiben, ihre Ursachen zu benennen, und es ist darzulegen, was zu ihrer Über​windung veranlasst wurde.

2. Beurteilung des weiteren Projektablaufs durch den privaten Trä​ger:


Unter diesem Gliederungspunkt ist zu erläutern, ob das Pro​jekt nach Einschätzung des privaten Trägers ent​sprechend der Planung fortgeführt werden kann. Wenn Verzögerun​gen oder son​stige Schwierigkeiten aufge​tre​ten sind, ist zu beschreiben, wie sich diese auf den weiteren Projektablauf auswirken. Dabei sind nicht nur die inhaltlichen, sondern auch die finanziellen Aus​wirkungen zu berücksichtigen.

3.
Sonstige Bemerkungen:

B. Zahlenmäßige Nachweisung
BMZ-Projekt-Nr.: ..................

Zwischennachweis
Abrechnung für das Haushaltsjahr .....
I.  Ausgaben im Abrechnungszeitraum

Investitionen:






€ ....................


laufenden Bedarf:





€ ....................


Personal:






€ ....................


Projektbetreuung:





€ ....................



Evaluierung oder Studie:




€ ....................

________________________________________________________________


Projektausgaben (Ist):




€ ....................


zuzüglich Verwaltungskosten (4%):



€ ....................

________________________________________________________________



Gesamtausgaben:








€ ...............

II.  Einnahmen im Abrechnungszeitraum



Bestand aus dem Vorjahr:




€ ....................



davon Zuwendungsmittel:
€ ..................



Zuwendungsmittel im Abrechnungszeitraum:

€ ....................



Eigenmittel im Abrechnungszeitraum:


€ ....................



Zusätzliche Deckungsmittel :




(z.B. Zinsen, Erlöse, Zuschüsse anderer Geldgeber):

€ ....................


Gesamteinnahmen: 








€ ...............

III.  Bestand:










€ ...............

      davon Zuwendungsmittel *): 
€ ....................

Es wird bestätigt, dass über die o. a. Einnahmen hinaus keine weiteren Mittel zur Finanzierung des Vorhabens zur Verfügung standen. Ferner wird bestätigt, dass die Ausgaben notwendig waren, dass wirtschaftlich und sparsam verfahren worden ist und die Angaben mit den Büchern und Bele​gen übereinstimmen. 
................................................., den .............................

........................................................................................




(Unterschrift)

*) Zur Berechnung siehe Erläuterungen S. 50

Erläuterungen für Zuwendungsempfänger
Der Bestand an Zuwendungsmitteln wird wie folgt ermittelt:

I. Anteilfinanzierung


   €
   €

Gesamtausgaben (Ist)




..............................

abzüglich zusätzliche Deckungsmittel 

(z. B. Zinsen, Erlöse, Zuschüsse anderer Geldgeber)
 ./.
_______________

Finanzierungsbedarf




_______________

Zuwendungsanteil 

(i. d. R. 75% des Finanzierungsbedarfs)



..............................

Auszahlung (Zuwendung) im Abrechnungszeitraum
.......................

zuzüglich Bestand aus dem Vorjahr (nur Zuwendung)
+
____________
Summe der Zuwendung

.......................

Zuwendungsanteil 

./.
.......................

Bestand

____________
Ein  Bestand (Zuwendung) ergibt sich nur dann, wenn die Summe der Zuwendung höher ist als der 

errechnete Zuwendungsanteil (Differenz = Bestand). In allen anderen Fällen ist kein Bestand vorhanden.

II. Fehlbedarfsfinanzierung





  €


   €
Gesamtausgaben (Ist)




...............................

abzüglich zusätzliche Deckungsmittel
(z. B. Zinsen, Erlöse, Zuschüsse anderer Geldgeber)
   ./. 
...............................
Finanzierungsbedarf





...............................

Eigen-/Drittmittel 

(mindestens Sollbetrag lt. Finanzierungsplan)
 
   ./. 
...............................
Fehlbedarf






...............................

Auszahlung (Zuwendung) im Abrechnungszeitraum
........................

zuzüglich Bestand aus dem Vorjahr (nur Zuwendung)
+
____________

Summe der Zuwendung

........................

Fehlbedarf
./.
........................
Bestand
____________
Ein Bestand (Zuwendung) ergibt sich nur dann, wenn die Summe der Zuwendung höher ist als der 
errechnete Fehlbedarf (Differenz = Bestand). In allen anderen Fällen ist kein Bestand vorhanden.

Bei einem Bestand (Zuwendung) muss sich der private Träger zur Zinsfrage äußern. Eine Verzinsung der Zuwen​dungsmittel in Höhe von 5 v. H. jährlich über dem jeweiligen Basiszinssatz gemäß § 247 BGB ist regelmäßig vorzunehmen, wenn der letzte Mittelabruf länger als vier Monate zu​rückliegt. Der private Träger hat in diesem Fall eine Zinsberechnung beizufügen und die Zinsen unter Angabe des Aktenzeichens ("BMZ 112, Kassenzeichen: ......") an die Bundeskasse, 53111 Bonn, Konto-Nr. 380 010 55 bei der Landeszen​tralbank Bonn, Bankleitzahl 380 000 00, zu überweisen. Von der Verzinsung kann allenfalls abgese​hen werden, wenn triftige, vom privaten Träger und dem ein​heimi​schen Projektpart​ner nicht zu vertretende Gründe vorliegen. Diese sind dar​zulegen.

Anlage 7 

Projektabrechnung über

Chartered accountants
1.
Der Chartered accountant hat seine Testate entsprechend der zahlenmäßigen Nach​weisung des Verwendungsnachweises (vgl. Anlage 5) zu gliedern. Dabei muss er darlegen, welche Aufträge und Unterlagen er bezüglich der Verwendungsauflagen er​halten hat, die Prüfungsgrundlage waren.

2.
Bei Abweichungen des Ist vom Soll von mehr als 50 % muss dies gesondert begründet werden, falls die Zustimmung des BMZ nicht vorab eingeholt worden ist.

3.
Das abschließende Prüfungstestat muss folgenden Inhalt haben (Mindestanforderung):


"Wir bestätigen hiermit, dass wir die Abrechnung der (Name des Projektträgers im Entwicklungsland) über die Finanzierung des Projekts (Name) auf der Grundlage der folgenden Verwendungsauflagen geprüft haben: (Aufzählung der entsprechenden Aufträge und Unterlagen). Hierzu haben wir die Bücher und Belege eingesehen. Un​sere Prüfung führte zu folgendem Ergebnis:

1.
Einnahmen und Ausgaben sind ordnungsgemäß durch Belege nachgewiesen.

2.
Die nachgewiesenen Ausgaben entsprechen der Zweckbestimmung des Finan​zierungsplans. Etwaige Abweichungen vom Finanzierungsplan sind in eigenen Erläuterungen dargestellt.

3.
Die nachgewiesenen Einnahmen, die als Eigenleistungen des Projektträgers, der Zielgruppe und/oder anderer Stellen im Projektland abgerechnet werden, sind in ihrer Höhe korrekt dargestellt und ihr Ursprung ist nach den Vorgaben erläutert worden.

4.
Die Auflagen des Geldgebers wurden - in folgenden Punkten nicht - beachtet.

5.
Besonderheiten."

Anlage 8

Terms of Reference 
für Evaluierungen gem. Nr. 5.2.8 der Richtlinien

1.
Vorbemerkungen

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Anlass und Ziel der Untersuchung

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Zeitraum der Untersuchung

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Zusammensetzung der Sachverständigengruppe

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Methodik zur Durchführung der Untersuchung

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Beteiligung des Projektträgers im Partnerland an der Evaluierung

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
besondere Vorkommnisse während des Aufenthalts im Partnerland

2.
Zusammenfassung der wesentlichen Feststellungen und Empfehlungen

3.
Rahmenbedingungen für das Projekt

3.1
Soziale, wirtschaftliche und kulturelle Indikatoren der Projektregion

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
tabellarische Übersichten

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Übersichtskarten

3.2
Sektorkurzanalyse (Überblick über die Hauptmerkmale des Sektors, administrative Beschränkungen, Entwicklungsperspektiven)

3.3
Kurzbeschreibung des Projektes

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Vorgeschichte

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Laufzeit

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
für Projektverlauf und -erfolg wesentliche Merkmale der Durchführung

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Personaleinsatz und Materiallieferungen, Finanzübersicht

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Projektträger im Partnerland

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
administrative Verankerung einschließlich Rechtsgrundlagen

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
vorangegangene Untersuchungen (Feasibility-Studien, Evaluierungen etc.)

4.
Zielanalyse


Ursprüngliche Ziele/derzeitige Ziele; Hauptziele, Nebenziele; Projektziele; konkret an​gestrebtes Projektergebnis

4.1
Ziele des Projektträgers im Partnerland

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Bedarfsanalyse, Kapazitätenanalyse, Institutionenanalyse, Analyse der Neh​merbeschränkungen (administrative Engpässe, Finanzierungsmöglichkeiten, Zahl der qualifizierten Fachleute für die Projektdurchführung etc.)

4.1
Ziele des privaten Trägers

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Analyse der entwicklungspolitischen Konzeption, Unterlagen anderer Geber etc.

4.3
Überprüfung

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
ob die Ziele auf den verschiedenen Ebenen miteinander vereinbar sind (Kompatibilität)

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
ob das Zielsystem in sich logisch ist (Konsistenz)

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
ob das Zielsystem realistisch ist (Lässt sich das Projektziel mit den konkret ange​strebten Projektmaßnahmen erreichen?)

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
welche Ziele werden der Erfolgskontrolle zugrunde gelegt?

5.
Analyse und Bewertung der Planung

5.1
Beurteilung der Qualität der Projektprüfungsunterlagen (Durchführbarkeitsstudien, Prüfungsberichte etc.


5.2
Organisation der Planung beim privaten Träger


Existenz von Planungsübersichten, Ablaufschemata mit zeitlichen und fachlichen Vorgaben, 

Zielgruppen- und Träger-Analyse, Planung der Projektübergabe und von Komplemen​tärmaßnahmen, Personaleinsatzplanung, Planung der Partnerschaftslei​stungen etc.

5.3
Bewertung von Methodik und Technik der Planung

6.
Analyse und Bewertung der Durchführung

6.1
Beschreibung der Aktivitäten und der Faktorausstattung (Personal, Material)

6.2
Vergleich der Aktivitäten mit der Aufgabenbeschreibung (Vergleich der festgelegten Aufgaben mit den tatsächlich wahrgenommenen Aktivitäten)

6.3
Entsprechen die erbrachten Leistungen dem gegenwärtigen Stand der Wissenschaft sowie den angewandten Regeln und Verfahren unter Berücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten?

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
betriebswirtschaftliche Analyse

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
volkswirtschaftliche Analyse

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
fachlich-technische bzw. rechtlich-politische Analyse

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Analyse unter formalen Gesichtspunkten

6.4
Bewertung von Methodik und Technik der Durchführung

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Vollständigkeit

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Widerspruchsfreiheit

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Zielwirksamkeit

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Qualität der Durchführung nach den Kategorien: politisch, administrativ, sozial,
ökonomisch, finanziell, technisch, personell, zeitlich

7.
Projektsteuerung

Ebenen:
SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
privater Träger



SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Projektträger im Partnerland 



SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Projektmanagement

Instrumente:
SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Grundsatzpapiere o.ä. 




SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Backstopping 




SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Berichtswesen, Projektbesuche

Bereiche:
SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Organisation 



SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Rechnungswesen



SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Beschaffung 



SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Finanzierung 



SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Personalwesen etc.

8.
Analyse des Entwicklungseffektes

8.1
Identifizierung und Beschreibung von Projektbeiträgen zu 

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Strukturverbesserungen 

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Entwicklungsmotivation 

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Wissensübertragung 

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Erhaltung der ökologischen Rahmenbedingungen 

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
"institution building" 

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Grundbedürfnisbefriedigung

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Verwirklichung von Menschenrechten
8.2
Rolle des Projektbeitrages des privaten Trägers im Kontext des Projekts des Partner​landes

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Beitrag zu dem Ziel des Projekts 

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Beispielcharakter 

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Auslösung von Komplementär- und flankierenden Maßnahmen 

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Auslösung von Folgekosten 

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Bindung von Ressourcen

9.
Gesamtbeurteilung

9.1
Bewertung des Projekterfolges

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Effektivität:
Waren die angewandten Methoden und Arbeitsweisen für die Zielerreichung wirksam?

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Effizienz:
Ist das Verhältnis von Aufwand und Ertrag (Kosten/Nutzen) in bezug auf das Projektziel zu rechtfertigen?

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Signifikanz:
Hat das Projekt einen nachhaltigen Effekt auf die wirtschaftli​che, soziale und kulturelle Entwicklung der Projektregion/der Zielgruppe ausgeübt?

9.2
Ursachen für Abweichungen von der Projektzielsetzung

10.
Empfehlungen zum weiteren Vorgehen an private Träger und Projektträger im Partnerland, Projektmanagement

10.1
Empfehlungen zur Fortsetzung des Projektes (Weiterführung ohne Veränderung in der Zielsetzung, modifizierte Weiterführung mit Verlängerung, Beendigung mit Nach​betreuung, 
Abbruch)

10.2
Noch erforderliche Maßnahmen aufgrund der bisherigen Durchführung des Projektes zur vollständigen Zielerreichung bzw. Sicherung des Projekterfolges

10.3
Maßnahmen, die über den bisherigen Planungs- und Durchführungsrahmen hinaus​gehen:

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Erstellen einer Planungsübersicht: Projektablauf, Personal, Material, Finanzen

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Ggf. Nachweise für die Wirtschaftlichkeit und Kostenwirksamkeit

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Folge- und Komplementäraktivitäten

11.
Allgemeine Schlussfolgerungen

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Können aus dem Einzelfall allgemeine Schlussfolgerungen für ähnliche beste​hende 
oder künftige Projekte gezogen werden, und zwar unter den Aspekten der Konzeption, Planung, Abwicklung und Steuerung?

SYMBOL 150 \f "Times New Roman" \s 12 \h
Beurteilung der entwicklungspolitischen Wirksamkeit des betreffenden Projekt​typs (Modellcharakter):

12.
Anhang

12.1
Reise und Arbeitsablauf

12.2
Quellen (Gesprächspartner, Erhebungen), Interviews, Dokumente usw.

Anlage 9

Hinweise und Erläuterungen für Zuschüsse zu den

Kosten für Transporte von Sachspenden in Partnerländer

der entwicklungspolitischen Zusammenarbeit

aus Kapitel 2302 Titel 687 06*)
1.
Ziel der Förderung
Durch Zuschüsse zu den Kosten für Transporte von entwicklungspolitisch förde-rungswürdigen Sachspenden in Partnerländer sollen die Lebensbedingungen besonders armer und benachteiligter Bevölkerungsgruppen verbessert bzw. gesichert werden.

2.
Förderkriterien
2.1
Entwicklungspolitisch förderungswürdig sind Sachspenden, die das Bemühen beson​ders armer und be​nachteiligter Bevölke​rungsgruppen zur Verbesserung ihrer materi​ellen und sozialen Lebensumstände wir​kungsvoll unterstützen. Dazu gehören insbe​sondere Sachspenden, die dazu beitragen,

-
zusätzliches Einkommen zu schaffen
-
die schulische Bildung im Hinblick auf den Arbeitsmarkt zu verbessern
-
die Qualität der handwerklichen und pra​xisorientierten Berufsausbildung zu verbessern

-
die Produktivität kleiner handwerklicher und landwirtschaftlicher Betriebe zu steigern

-
Versorgungsmöglichkeiten von Gesundheitseinrichtungen dauerhaft zu verbessern.

2.2 Sachspenden in den in Ziffer 2.1 genannten Bereichen sind jedoch nur dann förderungs​würdig, wenn sie folgende Voraussetzungen erfüllen:

-
Es darf sich nicht um Güter handeln, die von lokalen Kleinbetrieben hergestellt und ver​kauft werden. Dadurch soll vermieden wer​den, daß diesen Kleinbetrieben und den dort Beschäftigten Erwerbs- oder Absatzmöglich​keiten verloren gehen.

-
Die Sachspenden müssen den wirtschaft​lichen, technischen und infrastrukturellen Verhältnissen im Partnerland entsprechen.

· Für technische Geräte müssen ausrei​chende Wartungs- und Reparaturmög​lichkeiten im Partnerland bestehen sowie die Ersatz​teilversorgung langfristig gesi​chert sein.

_________________________

*) Stand: 1.1.2003

· Die Sachspenden müssen umweltver​träglich sein.

· Die Sachspenden sollen im Partner​land unentgeltlich abgegeben werden und dürfen jedenfalls nicht dazu dienen, der Emp​fängerorganisation gewinnorientierte Einnahmen zu ver​schaffen.

· Die Sachspenden müssen für Gebiete be​stimmt sein, in die eine sichere
Trans​portdurchführung gewährleistet ist.

· Die Sachspenden dürfen nicht in direk​tem Zusammenhang mit einem aus BMZ-Mitteln geförderten Entwick​lungshilfeprojekt stehen.

2.3 Nicht förderungswürdig sind grundsätzlich Transportkosten insbesondere für folgende Sachspenden:

· Militärische Ausrüstungsgüter

· Luxusgüter

· chemische und andere sensible Stoffe, die ein besonderes Sicherheitsrisiko dar-
stellen oder besondere Anforderungen an Qualität, Zulassung, Transport, Lagerung und Verwendung stellen

· Haushaltseinrichtungsgegenstände und Haushaltsartikel

· Artikel des täglichen Bedarfs

· Kleider- und Wäschesammlungen

· Tiere und Pflanzen

· Ausrüstungsgüter für wissenschaftliche Zwecke

· Sachspenden für rein humanitäre Zwecke (z. B. Hilfsgüter in Katastrophenfällen).

Besondere Bedingungen gelten für fol​gende Sachspenden:

· 
Kleidungsstücke sowie Spiel- und Sportarti​kel dürfen nur in kleinen Mengen beigepackt werden. 

· 
Medikamentenspenden können nur in Aus​nahmefällen, die von der GTZ im Einzelfall zu prüfen sind, gefördert werden. Sie müssen jedoch den Leitlinien der Weltgesund​heitsorganisation (WHO) entsprechen. Einzelheiten sind dem Merkblatt zu entnehmen.

3.
Förderbedingungen
3.1
Die Erstattung von Kosten für bereits durch​geführte Transporte von Sachspenden ist nicht möglich.

3.2
Transportkosten von entwicklungspolitisch förderungswürdigen Sachspenden für Ent​wicklungsländer können nur auf schriftlichen Antrag bezuschußt werden. Antragsberech​tigt sind grundsätzlich nur private deutsche Organisationen und Verbände sowie Initiativ​gruppen, deren Tätigkeit gemeinnützig und nicht gewinnorientiert ist. Transportkosten werden nur bezuschußt, wenn der Antrag​stel​ler über keine ausreichenden Eigenmittel verfügt. Der Zuschuß beträgt im Regelfall 75 % der in Ziffer 5.1 genannten Kosten. ​

3.3
Empfänger der Sachspenden im Partnerland müssen einheimische private oder öffentli​che Organisationen sein, deren Tätigkeit gemeinnützig ist. Bei Sachspenden für Ein​zelpersonen in Partnerländern können keine Transportkosten bezuschußt werden.


Der Empfänger im Partnerland muß die Ge​währ dafür bieten, daß die Sachspenden be​stimmungsgemäß, zweckentsprechend und umgehend eingesetzt werden.

3.4
Transportkosten für Sachspenden können in dem in Ziffer 5.1 festgelegten Umfang bezu​schußt werden. Folgekosten jeglicher Art, die im Zusammenhang mit dem Transport der Sachspenden entstehen, werden nicht über​nommen.

3.5
Um möglichst viele Antragsteller unterstützen zu können,


-
kann pro Jahr und Antragsteller nur ein An​trag gefördert werden;

· können nur die Kosten für den kosten​günstigsten Transport, d. h. in der Regel kein Transport per Luft, bezuschußt werden;


-
muß sich bei aus Geldspenden finan​zierten oder mitfinanzierten Sachspen​den der An​tragsteller mit einem ange​messenen Eigenanteil von mindestens 25 % an den Transportkosten beteiligen.


Die Förderung eines Antrages begründet kei​nen Anspruch auf Förderung weiterer An​träge in den Folgejahren.

3.6 Transporte von Sachspenden werden nur durchgeführt, wenn die zollfreie Einfuhr in das Partnerland durch eine Zollbefreiungs​er​klärung sichergestellt ist. Die Zollbefreiungs​erklärung, die vom Empfänger im Partnerland beizubringen ist, gilt als Hinweis dafür, daß die betreffenden Sachspenden im Partner​land positiv aufgenommen werden und be​darfsgerecht sind. Sofern in begründeten Einzelfällen keine Zollbefreiungserklärung beigebracht werden kann, muß vor Durchführung des Transports die Entzollung durch den Antragsteller sichergestellt sein.

4.
Antragsverfahren
4.1 Anträge auf Transportkostenzuschüsse für Sachspenden sind an die Deutsche Ge​sellschaft für Technische Zusammenarbeit (GTZ) GmbH, Abteilung 503, Postfach 5180, 65726 Eschborn zu richten.


Die GTZ prüft alle Anträge in fachlich-techni​scher Hinsicht. Das BMZ entscheidet dann 
über die entwicklungspolitische Förderungswürdigkeit.

4.2
Anträge auf Transportkostenzuschüsse müs​sen mindestens folgende Punkte enthalten:

-
Angaben zum deutschen Antragsteller (Aufgaben, Aktivitäten, Rechtsstatus),

-
Angaben zum Empfänger der Sachspen​den im Partnerland (Aufgaben, Aktivitä​ten, Rechtsstatus),

-
vollständige Liste der zu transportieren​den Sachspenden (einschl. Angabe des Alters der Sachspenden, ihr Erhaltungs​zustand und dgl.),

-
Angaben zur Verwendung der Sach​spenden im Partnerland (begünstigter Personenkreis, Zweck der Sachspen​den).

4.3
Die Durchführung der Transporte (Auswahl und Beauftragung eines Speditionsunter​nehmens und dgl.) erfolgt durch die GTZ. Die Leistung ist abgeschlossen mit der Ab​sen​dung der Sachspenden an den zwischen GTZ und Antragsteller vereinbarten Bestim​mungsort und der Übersendung der Fracht​papiere an den Antragsteller.
Ausführer ist der Antragsteller. Zollpapiere sind durch ihn zu erstellen. Der Antragsteller hat die außenwirtschaftlichen Bestimmungen zu beachten.

4.4
Die GTZ deckt die Transportversicherung - Volle Deckung - ein. Höchsterstattung ist der deklarierte Zeitwert, maximal jedoch 50.000 €.

4.5 Der Empfänger im Partnerland hat den Ein​gang und die zweckentsprechende Ver​wen​dung der Sachspenden gegenüber dem An​tragsteller schriftlich zu bestätigen. Die schriftliche Bestätigung ist vom Antragsteller an die GTZ weiterzuleiten.

5.
Förderumfang
5.1
Der Zuschuß zu den Transportkosten für Sachspenden schließt folgende Kosten ein:

-
Verpackung der Sachspenden;

-
Transport der Sachspenden vom La​gerort in der Bundesrepublik Deutsch​land bis zu einem zu vereinbarenden Be​stimmungsort im Partnerland sowie die

-
Transportversicherung der Sachspen​den. 

5.2
Alle anderen Kosten werden nicht bezu​schußt, z. B.:

-
Kosten für die Beschaffung der Sach​spen​den;

-
Kosten für die Lagerung in der Bundes​repu​blik Deutschland und im Partnerland, 
z. B. auch Container-Standgelder, etc.;

-
Kosten für die Entzollung der Sachspen​den;

-
Reisekosten.

Bedingungen für Arzneimittelspenden

Die Lieferung von bedarfsgerechten Arzneimitteln ist ein nützlicher Teil der Entwicklungszusammenarbeit. Bedauerlicherweise gibt es aber immer wieder Beispiele von Arzneimittelspenden, die im Endeffekt in den Empfängerländern eher Probleme verursachen als Nutzen bringen. Daher hat die WHO gemeinsam mit verschiedenen Hilfsorganisationen ‚Guidelines for Drug Donations’ herausgegeben. An diesen Guidelines orientieren sich auch diese Bedingungen für die Gewährung von Transportkostenzuschüssen für Arzneimittelspenden:

1. Arzneimittel sollen nur aufgrund eines ausdrücklich festgelegten Bedarfs des Empfängers gespendet werden. Die Bedarfsliste des Empfängers muss dem Antrag beigefügt werden.

2. Alle Arzneimittel, die gespendet werden, müssen im Empfängerland zugelassen sein und in der nationalen Liste unentbehrlicher (essentieller) Arzneimittel des betreffenden Landes enthalten sein. Falls es keine nationale Arzneimittelliste gibt, sollten sie in der Modelliste unentbehrlicher Arzneimittel der Weltgesundheitsorganisation (WHO) enthalten sein, es sei denn der Empfänger hätte ausdrücklich um andere Arzneimittel gebeten und dies begründet.

3. Alle Arzneimittelspenden müssen sowohl den Qualitätsanforderungen des Empfänger- als auch des Geberlandes (Deutschland) entsprechen. Eine Grundvoraussetzung hierfür ist die Zulassung der Arzneimittel in Deutschland und im Empfängerland. Die Zulassung muss nachgewiesen werden.

4. Medikamente, die schon einmal an Patienten abgegeben wurden und dann an Apotheken oder andere Sammelstellen zurückgegeben wurden, dürfen nicht als Arzneimittelspenden verwendet werden. Das gleiche gilt für Ärztemuster.

5. Nach Eintreffen im Empfängerland sollten gespendete Arzneimittel noch eine Laufzeit von mindestens einem Jahr haben.

6. Arzneimittel müssen in einer Sprache beschriftet sein, die dem Gesundheitspersonal im Empfängerland geläufig ist. Jeder Behälter muss ein Etikett mit den folgenden Informationen tragen:

· Internationaler Freiname (INN) oder generischer Name

· Chargennummer

· Darreichungsform

· Stärke

· Name des Herstellers

· Mengenangaben

· Lagerungsvorschriften

· Verfallsdatum

7. Um Transport und Lagerung zu vereinfachen, sollen Arzneimittelspenden möglichst aus Großpackung und Anstaltspackungen bestehen.

8. Arzneimittel dürfen nicht zusammen mit anderen Waren im gleichen Karton verpackt werden.

9. Dem Antrag muss eine detaillierte Packliste beigefügt werden, aus der folgende Daten der Arzneimittel hervorgehen:

· Internationaler Freiname (INN) oder generischer Name

· Darreichungsform

· Stärke

· Name des Herstellers

· Mengenangaben

· Verfallsdatum

· Zulassungsnummer

* Nichtzutreffendes bitte streichen


* Nichtzutreffendes bitte streichen


*)	Wesentliche Änderungen der Projektkonzeption und –durchführung müssen nach Nr. 1.1 der BNBest-P/�  Private Träger unverzüglich mitgeteilt werden. Ggfs. ist ein Änderungsantrag zu stellen. Ebenfalls sind die�  Mitteilungspflichten nach Nr. 5 der BNBest-P/Private Träger zu beachten.


*)	Die Übertragung der Mittel muss gesondert unter Angabe der Gründe und der Vorlage eines neuen 	Finanzierungsplans beantragt werden.






